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Entwurf eines Gesetzes 
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zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Tschechischen Republik über Soziale Sicherheit 


A. Problem und Ziel 

Im Rahmen des gutnachbarschaftlichen und freundschaftlichen Ver- 
hältnisses sowie der gewachsenen wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen Deutschland und der Tschechischen Republik nimmt die 
Zahl der Personen aus beiden Staaten, die sich zu beruflichen oder 
touristischen Zwecken vorübergehend im anderen Staat aufhalten, 
stetig zu. Für diese Personen ist es erforderlich, den sozialen Schutz 
auch bei Aufenthalt im anderen Staat zu gewährleisten. Durch das 
Abkommen und die Durchführungsvereinbarung soll im Bereich der 
gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung der Bundes- 
republik Deutschland und der Tschechischen Republik der soziale 
Schutz der beiderseitigen Staatsangehörigen insbesondere für den 
Fall, dass sie sich im anderen Staat aufhalten, sichergestellt und koor- 
diniert werden. 


B. Lösung 

Das Vertragswerk beruht auf der Grundlage der Gegenseitigkeit und 
begründet Rechte und Pflichten insbesondere von Einwohnern beider 
Staaten in Bezug auf die innerstaatlichen Rechtsvorschriften über 
Soziale Sicherheit im Rahmen seines sachlichen Geltungsbereichs. Es 
enthält die Grundsätze der Gleichbehandlung der beiderseitigen 
Staatsangehörigen und der uneingeschränkten Leistungserbringung 
bei Aufenthalt der betroffenen Personen im anderen Vertragsstaat. Im 
Bereich der Kranken- und Unfallversicherung ist grundsätzlich vor- 
gesehen, dass den Versicherten beim Aufenthalt im anderen Vertrags- 
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Staat Sachleistungen aushilfsweise vom dortigen Träger der Kranken- 
bzw. Unfallversicherung erbracht werden. Ferner sind in der deut- 
schen und der tschechischen Rentenversicherung zurückgelegte 
Versicherungszeiten zusammenzurechnen, soweit dies für die Erfül- 
lung des Leistungsanspruchs erforderlich ist. 

Mit dem vorliegenden Entwurf des Vertragsgesetzes sollen die Über- 
einkünfte die nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes erfor- 
derliche Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften erhalten. 


C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden werden durch die 
Ausführung dieses Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten belastet; für 
den Bund ergeben sich nicht nennenswerte mittelbare finanzielle Aus- 
wirkungen im Hinblick auf den Bundeszuschuss zur knappschaft- 
lichen Rentenversicherung. 

2. Vollzugsaufwand 

Durch die Umsetzung dieses Gesetzes entstehen keine zusätzlichen 
Kosten im Verwaltungsvollzug. 

E. Sonstige Kosten 

Durch das Abkommen werden sich jährliche Mehrausgaben in Höhe 
von 6 Mio. DM für die gesetzliche Rentenversicherung ergeben; dem 
stehen entsprechende Leistungen auf der tschechischen Seite 
gegenüber. Die Mehrausgaben für die gesetzliche Krankenversiche- 
rung belaufen sich auf 9 Mio. DM. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind durch das Abkommen nicht zu 
erwarten, da Kosten für die Wirtschaft und die vom Abkommen 
betroffenen Personen nicht entstehen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
der Bundeskanzler 


Berlin, den Februar 2002 


Herrn 

Wolfgang Thierse 
Präsident des 
Deutschen Bundestages 
Platz der Republik 1 

11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 27. Juli 2001 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen 
Republik über Soziale Sicherheit 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 772. Sitzung am 1 . Februar 2002 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 27. Juli 2001 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik über Soziale Sicherheit 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Folgenden in Prag am 27. Juli 2001 Unterzeichneten zwischenstaatlichen 
Übereinkünften wird zugestimmt: 

1. dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tsche- 
chischen Republik über Soziale Sicherheit, 

2. der Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens vom 27. Juli 2001 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik 
über Soziale Sicherheit. 

Das Abkommen und die Durchführungsvereinbarung werden nachstehend ver- 
öffentlicht. 


Artikel 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Vereinbarungen zur Durchführung des Abkommens in 
Kraft zu setzen oder in Ermangelung solcher Vereinbarungen das Nähere zu 
regeln. Die Vereinbarungen können auch Änderungen der in Artikel 1 Nr. 2 
genannten Durchführungsvereinbarung vorsehen. Dabei können zur Anwen- 
dung und Durchführung des Abkommens insbesondere über folgende Gegen- 
stände Regelungen getroffen werden: 

1. Aufklärungs-, Anzeige- und Mitteilungspflichten sowie das Bereitstellen von 
Beweismitteln zwischen den in Artikel 27 Abs. 1 des Abkommens genannten 
Stellen sowie zwischen diesen und den betroffenen Personen, 

2. das Ausstellen, die Vorlage und Übermittlung von Bescheinigungen sowie 
die Verwendung von Vordrucken, 

3. das Verfahren beim Erbringen von Geld- und Sachleistungen, 

4. die Zuständigkeit der Versicherungsträger oder anderer in Artikel 27 Abs. 1 
des Abkommens genannten Stellen, 

5. die gegenseitige Umrechnung von Versicherungszeiten nach den Rechts- 
vorschriften beider Vertragsstaaten. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Die Tage, an denen das Abkommen nach seinem Artikel 41 Abs. 2 und die 
Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens nach ihrem Artikel 13 Abs. 1 
in Kraft treten, sind im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen und die Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens 
findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, da sich die Über- 
einkünfte auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da durch das Vertragsgesetz in Verbindung mit den Übereinkünften 
das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden geregelt wird. 

Zu Artikel 2 

Mit dieser Vorschrift soll die Bundesregierung ermächtigt werden, auf dem 
Wege der Rechtsverordnung alles Erforderliche zur Durchführung des Abkom- 
mens zu tun. Dabei kann es sich um die Inkraftsetzung von Durchführungs- 
vereinbarungen zwischen den Regierungen der beiden Vertragsstaaten oder um 
andere innerstaatliche Regelungen handeln. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 41 
Abs. 2 und die Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens nach ihrem 
Artikel 13 Abs. 1 in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
unmittelbar mit Kosten belastet. Für den Bund ergeben sich nicht nennenswerte 
mittelbare finanzielle Auswirkungen im Hinblick auf den Bundeszuschuss zur 
knappschaftlichen Rentenversicherung. 

Durch das Abkommen werden sich jährliche Mehrausgaben in Höhe von 
6 Mio. DM für die gesetzliche Rentenversicherung ergeben; dem stehen ent- 
sprechende Leistungen auf der tschechischen Seite gegenüber. Die Mehr- 
ausgaben für die gesetzliche Krankenversicherung belaufen sich auf 9 Mio. DM. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind durch das Abkommen nicht zu erwarten, da 
Kosten für die Wirtschaft und die vom Abkommen betroffenen Personen nicht 
entstehen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über Soziale Sicherheit 

Smlouva 

mezi Spolkovou republikou Nemecko 
a Ceskou republikou 
o sociälmm zabezpeceni 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Tschechische Republik - 

in dem Wunsch, ihre Beziehungen im Bereich der Sozialen 
Sicherheit zu regeln - 

sind wie folgt übereingekommen: 


Teil I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) In diesem Abkommen bedeuten die Begriffe 

1 . „Staatsangehöriger“ 

in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
einen Deutschen im Sinne des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland, 

in Bezug auf die Tschechische Republik 

einen Staatsangehörigen der Tschechischen Republik; 

2. „Rechtsvorschriften“ 

die Gesetze, Verordnungen und sonstigen allgemein verbind- 
lichen Vorschriften, die sich auf die vom sachlichen Gel- 
tungsbereich dieses Abkommens (Artikel 2 Absatz 1) jeweils 
erfassten Zweige und Systeme der Sozialen Sicherheit bezie- 
hen; 

3. „zuständige Behörde“ 

in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, 

in Bezug auf die Tschechische Republik 

das Ministerium für Arbeit und Sozialangelegenheiten, 
das Ministerium für Gesundheitswesen für die Gesundheits- 
versicherung; 

4. „Träger“ 

die Einrichtung oder die Behörde, der die Durchführung der 
vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens (Arti- 
kel 2 Absatz 1) erfassten Rechtsvorschriften obliegt; 

5. „zuständiger Träger“ 

der nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften zuständige 
Träger; 

6. „Beschäftigung“ 

eine Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne der anzuwenden- 
den Rechtsvorschriften; 

7. „Grenzgänger“ 

eine Person, für die aufgrund ihrer Beschäftigung im Hoheits- 
gebiet eines Vertragsstaats dessen Rechtsvorschriften gel- 


Spolkovä republika Nemecko 
a 

Ceskä republika 

vedeny pfänfm upravit vztahy v oblasti sociälniho zabez- 
peceni, se dohodly takto: 


Cäst I 

Vseobecnä ustanovem 

Clänek 1 
Definice 

(1 ) V teto smlouve znamenaji vyrazy 

1 . „stätni pnslusm'k“ 

ve vztahu ke Spolkove republice Nemecko 

Nemce ve smyslu Üstavy Spolkove republiky Nemecko, 

ve vztahu k Ceske republice 
stätniho obcana Ceske republiky; 

2. „prävni predpisy“ 

zäkony, nanzeni a jine obecne zävazne predpisy tykajici se 
odvetvi a soustav sociälniho zabezpeceni uvedenych ve 
vecnem rozsahu Smlouvy (clänek 2, odstavec 1); 

3. „prislusny ürad“ 

ve vztahu ke Spolkove republice Nemecko 
Spolkove ministerstvo präce a sociälnich veci, 

ve vztahu k Ceske republice 

Ministerstvo präce a sociälnich veci, 

Ministerstvo zdravotnictvi, pokud jde o zdravotni pojisteni; 

4. „nositel“ 

instituci nebo orgän, kterym prislusi provädeni prävnich 
predpisü tykajicich se vecneho rozsahu Smlouvy (clänek 2, 
odstavec 1); 

5. „prislusny nositel“ 

prislusneho nositele podle pouzivanych prävnich predpisü; 

6. „zamestnäni“ 

zamestnäni nebo cinnost ve smyslu pouzivanych prävnich 
predpisü; 

7. „preshranicni pracovnik“ 

osobu, pro kterou plati na zäklade jejiho zamestnäni na 
vysostnem üzemi jednoho smluvniho stätu jeho prävni 
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ten, die jedoch im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats 
wohnt und dorthin in der Regel mindestens einmal wöchent- 
lich zurückkehrt; 

8. „Versicherungszeiten“ 

Beitragszeiten, die in den Rechtsvorschriften, nach denen sie 
zurückgelegt wurden, als solche bestimmt sind, und sonstige 
nach diesen Rechtsvorschriften anerkannte Zeiten, die anzu- 
rechnen sind; 

9. „Geldleistung“ oder „Rente“ 

eine Rente oder eine andere Geldleistung einschließlich aller 
Zuschläge, Zuschüsse und Erhöhungen. 

(2) Andere Begriffe haben die Bedeutung, die sie nach den 
anzuwendenden Rechtsvorschriften des betreffenden Vertrags- 
staats haben. 

Artikel 2 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Dieses Abkommen bezieht sich auf 

1 . die deutschen Rechtsvorschriften über die 

a) Krankenversicherung sowie den Schutz der erwerbstäti- 
gen Mutter, soweit sie das Erbringen von Geld- und Sach- 
leistungen durch die Träger der Krankenversicherung 
zum Gegenstand haben, 

b) Unfallversicherung, 

c) Rentenversicherung, 

d) hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung, 

e) Alterssicherung der Landwirte; 

2. die tschechischen Rechtsvorschriften über die 

a) Krankengeldversicherung, 

b) Gesundheitsversicherung, 

c) Rentenversicherung und die Erhöhung der Rente bei 
Pflegebedürftigkeit. 

(2) Sind nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats 
außer den Voraussetzungen für die Anwendung dieses Abkom- 
mens auch die Voraussetzungen für die Anwendung eines ande- 
ren Abkommens oder einer überstaatlichen Regelung erfüllt, so 
lässt der Träger dieses Vertragsstaats bei Anwendung dieses 
Abkommens das andere Abkommen oder die überstaatliche 
Regelung unberücksichtigt. Dies gilt nicht, soweit das andere 
Abkommen oder das überstaatliche Recht Versicherungslastre- 
gelungen enthalten, nach denen Versicherungszeiten endgültig 
in die Last eines der beiden Vertragsstaaten übergegangen oder 
aus deren Last abgegeben worden sind. 

Artikel 3 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen bezieht sich auf: 

1 . Staatsangehörige eines Vertragsstaats, 

2. Flüchtlinge im Sinne des Artikels 1 des Abkommens vom 
28. Juli 1951 und des Protokolls vom 31. Januar 1967 über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 

3. Staatenlose im Sinne des Artikels 1 des Übereinkommens 
vom 28. September 1954 über die Rechtsstellung der 
Staatenlosen, 

als unmittelbar erfasste Personen; 

4. andere Personen hinsichtlich der Rechte, die sie von einem 
Staatsangehörigen eines Vertragsstaats, einem Flüchtling 
oder einem Staatenlosen im Sinne dieses Artikels ableiten, 

als mittelbar erfasste Personen sowie 

5. Staatsangehörige eines anderen Staats als der Vertragsstaa- 
ten, soweit sie nicht zu den mittelbar erfassten Personen 
gehören, 

als Drittstaatsangehörige. 


predpisy, kterä vsak bydli na vysostnem üzemi druheho 
smluvm'ho statu, kam se zpravidla nejmene jednou tydne 
vracf; 

8. „doby pojisteni“ 

prispekove doby stanovene prävm'mi predpisy, podle nichz 
byly ziskäny, a jine podle techto prävnich predpisü uznävane 
a zapoci'tävane doby; 

9. „penezitä dävka“ nebo „düchod“ 

düchod nebo jinou penezitou dävku, vcetne veskerych 
priplatkü, pri'davkü a zvyseni. 

(2) Jine vyrazy maji vyznam, ktery jim v prislusnem smluvmm 
state nälezi podle pouzivanych prävm'ch predpisü. 

Clänek 2 
Vecny rozsah 

(1) Tato smlouva se vztahuje 

1. na nemecke prävni predpisy o 

a) nemocenskem pojisteni a ochrane zamestnane matky v 
pripade, ze jejich predmetem je poskytoväm penezitych 
nebo vecnych dävek nositelem nemocenskeho pojisteni, 

b) ürazovem pojisteni, 

c) düchodovem pojisteni', 

d) hutnirn a hornickem pripojistenf, 

e) starobnim zabezpeceni zemedelcü; 

2. na ceske prävni predpisy o 

a) nemocenskem pojisteni, 

b) zdravotm'm pojisteni, 

c) düchodovem pojisteni a o zvyseni düchodu pro bezmoc- 
nost. 

(2) Jsou-Ii podle prävnich predpisü jednoho smluvmho stätu 
krome podminek pro pouzitf Smlouvy splneny i podminky pro 
pouziti jine smlouvy nebo nadstätni üpravy, neprihlizi nositel 
tohoto smluvm'ho stätu pri pouziti Smlouvy k jine smlouve nebo 
k nadstätni üprave. Toto neplati v pri'pade, jestlize tato jinä 
smlouva nebo nadstätni' üprava obsahuji ustanoveni o zävaz- 
cich z pojisteni, podle kterych byly jedm'rn ze smluvmch stätü 
doby pojisteni definitivne prevzaty nebo predäny. 


Clänek 3 
Osobni rozsah 

Tato smlouva se vztahuje na: 

1 . stätni pri'slusmky smluvm'ch stätü, 

2. uprchh'ky ve smyslu clänku 1 Ümluvy z 28. cervence 1951 a 
Protokolu z 31. ledna 1967 o prävmrn postavem uprchh'kü, 

3. osoby bez stätni pri'slusnosti ve smyslu clänku 1 Ümluvy o 
prävnfm postavem osob bez stätni pri'slusnosti z 28. zärf 
1954, 

jako na osoby, kterych se pri'mo tykä; 

4. jine osoby ohledne präv, jez odvozuji od stätniho pri'slusmka 
jednoho smluvmho stätu, uprchlika nebo osoby bez stätni 
prislusnosti ve smyslu tohoto clänku, 

jako na osoby, kterych se neprimo tykä a 

5. stätni ph'slusm'ky jineho stätu nez jsou smluvni stäty v tom 
pripade, ze nepatri k osobäm, kterych se neprimo tykä, 

jako na stätni ph'slusm'ky treti'ho stätu. 
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Artikel 4 

Gleichbehandlung 

(1) Die vom persönlichen Geltungsbereich unmittelbar oder 
mittelbar erfassten Personen (Artikel 3), die sich gewöhnlich im 
Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats aufhalten, stehen bei Anwen- 
dung der Rechtsvorschriften eines jeden Vertragsstaats dessen 
Staatsangehörigen gleich. 

(2) Leistungen nach den Rechtsvorschriften des einen Vertrags- 
staats werden den Staatsangehörigen des anderen Vertrags- 
staats, die sich außerhalb der Hoheitsgebiete der Vertragsstaaten 
gewöhnlich aufhalten, unter denselben Voraussetzungen erbracht 
wie den sich dort gewöhnlich aufhaltenden Staatsangehörigen 
des ersten Vertragsstaats. 

Artikel 5 

Gleichstellung der Hoheitsgebiete 

Einschränkende Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, 
nach denen die Entstehung von Ansprüchen auf Geldleistungen 
oder die Zahlung von Geldleistungen bei verminderter Erwerbs- 
fähigkeit (Invalidität), Alter oder an Hinterbliebene sowie die Ren- 
ten und einmaligen Geldleistungen bei Arbeitsunfall (Berufs- 
krankheit) vom Aufenthalt im Hoheitsgebiet dieses Vertrags- 
staats abhängen, gelten nicht für die vom Abkommen unmittel- 
bar oder mittelbar erfassten Personen (Artikel 3), die sich im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats aufhalten. 

Artikel 6 

Versicherungspflicht von Arbeitnehmern 

Die Versicherungspflicht von Arbeitnehmern richtet sich nach 
den Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, in dessen Hoheits- 
gebiet sie beschäftigt sind; dies gilt auch, wenn der Arbeitgeber 
seinen Betriebssitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats hat. 

Artikel 7 

Versicherungspflicht bei Entsendung 

Wird ein Arbeitnehmer, der in einem Vertragsstaat beschäftigt 
ist, im Rahmen dieses Beschäftigungsverhältnisses von seinem 
Arbeitgeber in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats 
entsandt, um dort eine Arbeit für diesen Arbeitgeber auszu- 
führen, so gelten in Bezug auf diese Beschäftigung während der 
ersten 24 Kalendermonate allein die Rechtsvorschriften des 
ersten Vertragsstaats über die Versicherungspflicht so weiter, als 
wäre er noch in dessen Hoheitsgebiet beschäftigt. 

Artikel 8 

Versicherungspflicht von Seeleuten 

(1) Für die an Bord eines Seeschiffs, das die Flagge eines der 
beiden Vertragsstaaten führt, beschäftigten Personen gelten die 
Rechtsvorschriften über die Versicherungspflicht dieses Ver- 
tragsstaats. 

(2) Wird ein Arbeitnehmer, der sich gewöhnlich im Hoheits- 
gebiet eines Vertragsstaats aufhält, vorübergehend auf einem 
Seeschiff, das die Flagge des anderen Vertragsstaats führt, von 
einem Arbeitgeber beschäftigt, der seinen Sitz im Hoheitsgebiet 
des ersten Vertragsstaats hat und nicht Eigentümer des Schiffs 
ist, so gelten in Bezug auf die Versicherungspfiicht die Rechts- 
vorschriften des ersten Vertragsstaats, als wäre er in dessen 
Hoheitsgebiet beschäftigt. 

Artikel 9 

Versicherung anderer Personen 

Die Bestimmungen dieses Abkommens über die Versicherungs- 
pflicht gelten entsprechend für Personen, die nicht Arbeitnehmer 
sind, auf die sich jedoch die vom sachlichen Geltungsbereich 
dieses Abkommens (Artikel 2 Absatz 1) erfassten Rechtsvor- 
schriften beziehen. 


Clänek 4 

Rovnost naklädänf 

(1) Osoby, na ktere se pffmo nebo nepffmo vztahuje osobnf 
rozsah (clänek 3), a ktere obvykle pobyvaji na vysostnem üzemi 
jednoho smluvnfho statu, jsou pri pouzfvänf prävnfch pfedpisü 
kazdeho smluvnfho statu postaveny na roven jeho stätnfm 
pffslusmküm. 

(2) Dävky podle prävnfch predpisü jednoho smluvnfho stätu 
se poskytujf stätnfm pffslusmküm druheho smluvnfho stätu 
obvykle pobyvajfcfm mimo vysostnä üzemi smluvnfch stätü za 
stejnych podmfnek, za kterych se poskytujf stätnfm 
pffslusmküm prvnfho smluvnfho stätu, kterf tarn obvykle 
pobyvaji. 

Clänek 5 

Rovnost vysostnych üzemi 

Omezenf v prävnfch pfedpisech jednoho smluvnfho stätu, 
kterä podmihujf vznik näroku na penezite dävky nebo vyplatu 
penezitych dävek pri snfzene vydelecne schopnosti (invali- 
dita),ve stärf nebo pozüstalym, jakoz i düchody a jednoräzove 
penezite dävky pri pracovnfm ürazu (nemoci z povolänf), 
pobytem na vysostnem üzemi tohoto smluvnfho stätu, neplatf 
pro osoby, kterych se Smlouva primo nebo neprimo tykä (clä- 
nek 3), a ktere pobyvaji' na vysostnem üzemi druheho smluv- 
nfho stätu. 

Clänek 6 

Pojistnä povlnnost zamestnancü 

Na zamestnance se vztahuje pojistnä povinnost stanovenä 
prävnfmi pfedpisy toho smluvnfho stätu, na jehoz vysostnem 
üzemi jsou zamestnäni; to platf i tehdy, jestlize zamestnavatel 
mä sve sfdlo nebo obvykly pobyt na vysostnem üzemi druheho 
smluvnfho stätu. 

Clänek 7 

Pojistnä povinnost pri vyslänf 

Je-Ii zamestnanec, ktery je zamestnän v jednom smluvnfm 
stäte, vyslän v rämci tohoto zamestnaneckeho pomeru zamest- 
navatelem na vysostne üzemi druheho smluvnfho stätu, aby 
tarn pro neho vykonäval präci, vztahujf se na toto zamestnäni 
nadäle po dobu prvnfch 24 kalendäfnfch mesfcü vylucne prävnf 
predpisy o pojistne povinnosti prvnfho smluvnfho stätu tak, jako 
by byl jeste zamestnän na jeho vysostnem üzemi. 


Clänek 8 

Pojistnä povinnost nämofnfkü 

(1) Na osoby zamestnane na nämofni lodi, kterä pluje pod 
vlajkou jednoho ze smluvnfch stätü, se vztahujf prävnf predpisy 
o pojistne povinnosti tohoto smluvnfho stätu. 

(2) Je-Ii zamestnanec obvykle pobyvajfcf na vysostnem 
üzemi jednoho smluvnfho stätu pfechodne zamestnän na 
nämofni lodi zamestnavatelem, ktery mä sfdlo na vysostnem 
üzemi tohoto smluvnfho stätu a ktery nenf vlastnfkem lodi plujicf 
pod vlajkou druheho smluvnfho stätu, vztahuje se na nej pojist- 
nä povinnost stanovenä prävnfmi pfedpisy prvnfho smluvnfho 
stätu, jako by byl zamestnän na jeho vysostnem üzemi. 


Clänek 9 

Pojistenf jinych osob 

Ustanovenf feto smlouvy o pojistne povinnosti platf obdobne 
pro osoby, ktere nejsou zamestnanci, na ktere se vsak vztahujf 
prävnf pfedpisy vecneho rozsahu Smlouvy (clänek 2, 
odstavec 1). 
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Artikel 10 

Versicherungspflicht von Beschäftigten 
bei diplomatischen und konsularischen Vertretungen 

(1) Wird ein Staatsangehöriger eines Vertragsstaats von die- 
sem oder einem Mitglied oder einem Bediensteten einer diplo- 
matischen oder konsularischen Vertretung dieses Vertragsstaats 
im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats beschäftigt, so gel- 
ten für die Dauer der Beschäftigung in Bezug auf die Versiche- 
rungspflicht die Rechtsvorschriften des ersten Vertragsstaats so, 
als wäre er dort beschäftigt. 

(2) Hat sich ein in Absatz 1 genannter Arbeitnehmer vor Beginn 
der Beschäftigung gewöhnlich in dem Beschäftigungsstaat auf- 
gehalten, so kann er binnen sechs Monaten nach Beginn der 
Beschäftigung in Bezug auf die Versicherungspflicht die Anwen- 
dung der Rechtsvorschriften des Beschäftigungsstaats wählen. 
Die Wahl ist gegenüber dem Arbeitgeber zu erklären. Die gewähl- 
ten Rechtsvorschriften gelten vom Tage der Erklärung an. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die dort 
genannten Arbeitnehmer, die von einem anderen öffentlichen 
Arbeitgeber beschäftigt werden. 


Artikel 1 1 

Ausnahmen von den 

Bestimmungen über die Versicherungspflicht 

Auf Antrag des Arbeitnehmers und des Arbeitgebers oder auf 
Antrag anderer Personen (Artikel 9) können die zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten oder die von ihnen bezeichneten 
Stellen im gegenseitigen Einvernehmen von den Bestimmungen 
dieses Abkommens über die Versicherungspflicht abweichen 
unter der Voraussetzung, dass die betreffende Person den 
Rechtsvorschriften eines der Vertragsstaaten unterstellt bleibt 
oder unterstellt wird. Hierbei sind die Art und die Umstände der 
Beschäftigung zu berücksichtigen. 


Teil II 

Besondere Bestimmungen 

Kapitel 1 

Kranken-, Krankengeld- und Gesundheitsversicherung 

Artikel 12 

Zusammenrechnung von Versicherungszeiten 

Für die Versicherungspflicht, das Recht auf freiwillige Versi- 
cherung, den Leistungsanspruch und die Dauer der Leistung bei 
Krankheit oder Mutterschaft nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaats werden die nach den Rechtsvorschriften beider 
Vertragsstaaten im Bereich der Kranken-, Krankengeld- und 
Gesundheitsversicherung zurückgelegten entsprechenden Versi- 
cherungs-, Beschäftigungs- und Leistungszeiten erforderlichen- 
falls zusammengerechnet, soweit sie nicht auf dieselbe Zeit ent- 
fallen. 


Artikel 13 

Freiwillige Weiterversicherung 

Verlegt eine Person, die nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaats versichert war, den gewöhnlichen Aufenthalt in 
das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats, so kann sie die 
Versicherung nach den dort geltenden Rechtsvorschriften frei- 
willig fortsetzen; Voraussetzung ist, dass für diese Person zu 
irgendeiner Zeit die Rechtsvorschriften des zweiten Vertrags- 
staats gegolten haben. Dabei steht dem Ausscheiden aus einer 
Pflichtversicherung das Ausscheiden aus einer freiwilligen Versi- 
cherung gleich. 


Clänek 10 

Pojistnä povinnost zamestnancü 
diplomatickych a konzulärm'ch üfadu 

(1) Je-Ii stätnf pffslusntk jednoho smluvm'ho statu zamestnän 
timto stätem, clenem nebo sluzebmm personalem diploma- 
tickeho nebo konzulärniho üfadu tohoto statu na vysostnem 
üzemt druheho smluvm'ho statu, vztahuji se na nej po dobu 
zamestnäm prävni predpisy o pojistne povinnosti prvm'ho smluv- 
rn'ho statu, jako by tarn byl zamestnän. 

(2) PobyvaFN zamestnanec uvedeny v odstavci 1 pred zacät- 
kem zamestnäm obvykle ve state sveho zamestnäm, müze si 
zvolit behem sesti mesicü po zacätku zamestnäni pouziti 
prävnich predpisü o pojistne povinnosti stätu sveho zamestnäm'. 
Tuto volbu must oznämit svemu zamestnavateli. Zvolene prävnf 
predpisy se pouztvajt ode dne tohoto oznämem. 

(3) Odstavce 1 a 2 platt obdobne pro vyse uvedene zamest- 
nance, kterf jsou zamestnäni jinym verejnym zamestnavatelem. 


Clänek 11 

Vyjimky z ustanoveni 
o pojistne povinnosti 

Na zädost zamestnance a zamestnavatele nebo na zädost 
jinych osob (clänek 9) mohou prtslusne ürady smluvntch stätü 
nebo jimi jmenovane instituce po vzäjemne dohode ucinit 
odchylku od ustanoveni teto smlouvy o pojistne povinnosti za 
predpokladu, ze dotycnä osoba züstane nebo zacne podlehat 
prävm'm predpisüm jednoho ze smluvntch stätü. Pri tom je nutno 
prihlizet ke druhu a podminkäm zamestnäni. 


Cast II 

Zvlästm ustanoveni 

1 . kapitola 

Nemocenske a zdravotnt pojisteni 

Clänek 12 

Scftäni dob pojisteni' 

Pro pojistnou povinnost, prävo na dobrovolne pojisteni, närok 
na dävky a dobu poskytovänt dävek v nemoci a materstvt podle 
prävnich predpisü jednoho smluvntho stätu se, v prtpade 
potreby, doby pojisteni, zamestnäni a pobtränt dävek zdravot- 
rn'ho a nemocenskeho pojisteni ztskane podle prävnich 
predpisü obou smluvntch stätü scttajt za podmtnky, ze se 

neprekryvajt- 


Clänek 13 

Dobrovolne pokracovänt v pojisteni 

Prelozt-Ii osoba, kterä byla pojistena podle prävnich predpisü 
jednoho smluvntho stätu, svüj obvykly pobyt na vysostne üzemt 
druheho smluvm'ho stätu, müze se nechat nadäle dobrovolne 
pojistit podle prävnich predpisü tohoto stätu za predpokladu, ze 
pro ni nekdy platily prävni predpisy druheho smluvm'ho stätu. 
Pfitom je vystup z povinneho pojisteni postaven na roven 
vystupu z dobrovolneho pojisteni. 
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Artikel 14 
Sachleistungen 

(1) Eine Person, die die nach den Rechtsvorschriften eines Ver- 
tragsstaats für den Leistungsanspruch erforderlichen Vorausset- 
zungen erfüllt, und 

a) deren Zustand während eines Aufenthalts im anderen Ver- 
tragsstaat unverzüglich Leistungen erfordert oder 

b) die vom für sie zuständigen Träger die Genehmigung erhalten 
hat, sich in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats zu 
begeben, um dort eine ihrem Zustand angemessene Behand- 
lung zu erhalten, 

hat Anspruch auf Leistungen auf Kosten des für diese Person 
zuständigen Trägers vom Träger des Aufenthaltsorts, als wäre 
sie bei diesem versichert. Die Einschränkungen nach den Buch- 
staben a und b gelten nicht für Grenzgänger sowie für Leistungen 
bei Mutterschaft. 

(2) Die Genehmigung nach Absatz 1 Buchstabe b kann 
nachträglich erteilt werden, wenn die Person aus entschuldbaren 
Gründen die Genehmigung vorher nicht eingeholt hat oder nicht 
einholen konnte. 

(3) Unverzügliche Leistungen im Sinne des Absatzes 1 Buch- 
stabe a sind solche Leistungen, deren Erbringung nicht aufge- 
schoben werden kann, ohne das Leben oder die Gesundheit der 
betroffenen Personen zu gefährden. Die Beurteilung des behan- 
delnden Arztes hierüber ist bindend. 

(4) Hätte eine Person bei Anwendung des Absatzes 1 
Anspruch auf Leistungen nach den Rechtsvorschriften beider 
Vertragsstaaten, so hat sie, solange sie sich in einem Vertrags- 
staat aufhält, allein Anspruch auf Leistungen nach den Rechts- 
vorschriften dieses Vertragsstaats. 

Artikel 15 
Geldleistungen 

Eine Person, die die Voraussetzungen für einen Anspruch auf 
Sachleistungen nach Artikel 14 Absätze 1 bis 3 erfüllt, hat 
Anspruch auf Geldleistungen vom zuständigen Träger nach den 
für diesen geltenden Rechtsvorschriften. 

Artikel 16 

Sachleistungsaushilfe 

(1) Sachleistungen nach Artikel 14 sind 
in der Bundesrepublik Deutschland 

von einer vom Anspruchsberechtigten zu wählenden Kranken- 
kasse am Aufenthaltsort, 

in der Tschechischen Republik 

von einer vom Anspruchsberechtigten zu wählenden Gesund- 
heitsversicherungsanstalt am Aufenthaltsort 

zu erbringen. 

(2) Für die Erbringung der Sachleistungen gelten die für den 
Träger des Aufenthaltsorts maßgebenden Rechtsvorschriften; für 
die Dauer der Leistungen, den Kreis der zu berücksichtigenden 
Angehörigen sowie die sich hierauf beziehenden Rechtsvor- 
schriften über das Leistungsstreitverfahren gelten jedoch die für 
den zuständigenTräger maßgebenden Rechtsvorschriften. 

(3) Körperersatzstücke und andere Sachleistungen von erheb- 
licher finanzieller Bedeutung werden außer in Fällen unbedingter 
Dringlichkeit nur erbracht, soweit der zuständige Träger zu- 
stimmt. Unbedingte Dringlichkeit ist gegeben, wenn die Leistung 
nicht aufgeschoben werden kann, ohne das Leben oder die 
Gesundheit der Person ernstlich zu gefährden. 

(4) Personen und Einrichtungen, die mit den in Absatz 1 
genannten Trägern Verträge über die Erbringung von Sachleis- 
tungen für die bei diesen Trägern Versicherten und deren 
Angehörige abgeschlossen haben, sind verpflichtet, Sachleistun- 
gen auch für die vom persönlichen Geltungsbereich des Abkom- 


Clänek 14 
Vecne dävky 

(1) Osoba, kterä podle prävnich predpisü jednoho smluvniho 
statu splnuje podminky stanovene pro närok na dävky, a 

a) jejiz stav behem pobytu v druhem smluvnfm state vyzaduje 
poskytnuti nezbytnych dävek, nebo 

b) kterä obdrzela od prislusneho nositele povoleni odebrat se 
na vysostne üzemi druheho smluvniho stätu, aby se ji tarn 
dostalo pece odpovidajici jejimu stavu, 

mä närok na dävky na näklady nositele prislusneho pro tuto 
osobu od nositele v miste pobytu, jako by byla u nej pojistena. 
Omezeni pod pismeny a) a b) neplati pro preshranicni pracov- 
niky ani pro dävky v materstvi. 

(2) Povoleni podle odstavce 1 pismene b) müze byt udeleno i 
dodatecne, jestlize si osoba z omluvitelnych düvodü nevyzädala 
povoleni predem nebo si je nemohla opatrit. 

(3) Nezbytne dävky ve smyslu odstavce 1 , pismene a) jsou 
takove dävky, jejichz poskytnuti nelze odlozit bez ohrozeni 
zivota nebo zdravi dotycne osoby. Posudek osetrujiciho lekare 
v teto veci je zävazny. 

(4) Pokud by pri pouziti odstavce 1 mela osoba närok na 
dävky podle prävnich predpisü obou smluvnich stätü, pak 
behem pobytu v jednom smluvnim stäte mä närok na dävky 
pouze podle prävnich predpisü tohoto smluvniho stätu. 


Clänek 15 
Penezite dävky 

Osoba, kterä splnuje podminky pro närok na vecne dävky 
podle clänku 14, odstavce 1 az 3, mä närok na penezite dävky 
od prislusneho nositele podle prävnich predpisü pro neho 
platnych. 

Clänek 16 

Vypomoc pri vecnych dävkäch 

(1) Vecne dävky podle clänku 14 poskytne 
ve Spolkove republice Nemecko 

nemocenskä pokladna v miste pobytu, kterou si oprävnenä 
osoba zvoli, 

v Ceske republice 

zdravotni pojisfovna v miste pobytu, kterou si oprävnenä osoba 
zvoli. 


(2) Pro poskytoväni vecnych dävek plati pro nositele v miste 
pobytu platne prävni predpisy; pro dobu poskytoväni dävek, 
okruh oprävnenych rodinnych prislusnikü a pritom pouzivane 
prävni predpisy o spornem rizeni o dävkäch vsak plati prävni 
predpisy, jez jsou platne pro prislusneho nositele. 

(3) Proteticke pomücky a jine vecne dävky vetsi financni hod- 
noty se poskytuji - krome pripadü bezpodminecne neodkladno- 
sti - pouze tehdy, jestlize s tim prislusny nositel souhlasi. 
Bezpodminecnä neodkladnost je däna tehdy, jestlize dävku 
nelze odlozit bez väzneho ohrozeni zivota nebo zdravi osoby. 

(4) Osoby a zarizeni, ktere uzavrely s nositeli uvedenymi v 
odstavci 1 dohody o poskytoväni vecnych dävek pojistencüm a 
jejich rodinnym prislusniküm pojistenym u techto nositelü, jsou 
povinny poskytovat vecne dävky i tem osobäm, na nez se 
vztahuje osobni rozsah Smlouvy (clänek 3), a sice za stejnych 
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mens (Artikel 3) erfassten Personen zu erbringen, und zwar unter 
denselben Bedingungen, als ob diese Personen bei den Trägern 
des Aufenthaltsorts (Absatz 1) versichert oder Angehörige sol- 
cher Versicherter wären und als ob die Verträge sich auch auf 
diese Personen erstreckten. 

Artikel 17 

Erstattung der Sachleistungsaushilfekosten 

(1) Der zuständige Träger erstattet dem Träger des Aufenthalts- 
orts die für die Sachleistungsaushilfe (Artikel 16) im Einzelfall 
tatsächlich aufgewendeten Beträge mit Ausnahme der Verwal- 
tungskosten. 

(2) Die zuständigen Behörden können auf Vorschlag der betei- 
ligten Träger vereinbaren, dass die aufgewendeten Beträge zur 
verwaltungsmäßigen Vereinfachung in allen Fällen oder in 
bestimmten Gruppen von Fällen durch Pauschbeträge erstattet 
werden. 

Kapitel 2 

Unfallversicherung 

Artikel 18 
Berücksichtigung 

von Arbeitsunfällen (Berufskrankheiten) 

(1) Sehen die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats vor, 
dass bei der Bemessung des Grades der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit oder der Feststellung des Leistungsanspruchs 
infolge eines Arbeitsunfalls (Berufskrankheit) andere Arbeits- 
unfälle (Berufskrankheiten) zu berücksichtigen sind, so gilt dies 
auch für die unter die Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats fallenden Arbeitsunfälle (Berufskrankheiten), als ob sie 
unter die Rechtsvorschriften des ersten Vertragsstaats gefallen 
wären. Den zu berücksichtigenden Arbeitsunfällen stehen solche 
gleich, die nach anderen Vorschriften als Unfälle oder andere 
Entschädigungsfälle zu berücksichtigen sind. 

(2) Der zur Entschädigung des eingetretenen Versicherungs- 
falls zuständige Träger setzt seine Leistung nach dem Grad der 
durch den Arbeitsunfall (Berufskrankheit) eingetretenen Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit fest, den er nach den für ihn geltenden 
Rechtsvorschriften zu berücksichtigen hat. 

Artikel 19 
Berücksichtigung 

gesundheitsgefährdender Beschäftigungen 

(1) Für den Leistungsanspruch aufgrund einer Berufskrankheit 
berücksichtigt der Träger eines Vertragsstaats auch Beschäfti- 
gungen, die bei Anwendung der Rechtsvorschriften des anderen 
Vertragsstaats ausgeübt wurden und ihrer Art nach geeignet 
waren, diese Krankheit zu verursachen (gesundheitsgefährdende 
Beschäftigung). Besteht dabei nach den Rechtsvorschriften bei- 
der Vertragsstaaten ein Leistungsanspruch, so werden die Sach- 
leistungen und die Geldleistungen mit Ausnahme der Rente nur 
nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaats erbracht, in des- 
sen Hoheitsgebiet sich die berechtigte Person gewöhnlich auf- 
hält. Besteht nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats 
Anspruch auf Rente aus der Unfallversicherung, so hat der Trä- 
ger nur den Teil zu erbringen, der dem Verhältnis der Dauer der 
gesundheitsgefährdenden Beschäftigungen bei Anwendung der 
Rechtsvorschriften des eigenen Vertragsstaats zur gesamten 
Dauer der gesundheitsgefährdenden Beschäftigungen bei der 
Anwendung der Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten ent- 
spricht. 

(2) Absatz 1 gilt auch für die Neufeststellung eines Leistungs- 
anspruchs aufgrund einer Verschlimmerung einer Berufskrank- 
heit. Beruht diese auf einer erneuten gesundheitsgefährdenden 
Beschäftigung, besteht Anspruch auf Rente für die Verschlimm- 
rung nur nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, unter 
dessen Rechtsvorschriften diese Beschäftigung ausgeübt wurde. 


podminek, jako by tyto osoby byly pojisteny u nositelü v miste 
pobytu (odstavec 1), nebo byly rodinnymi prislusniky techto 
pojistencü a dohody se vztahovaly i na ne. 


Clänek 17 

Ührada näkladü za vypomoc pri vecnych dävkäch 

(1) Prislusny nositel uhradi nositeli v miste pobytu cästky v 
jednotlivych prfpadech skutecne vynalozene za vypomoc pri 
vecnych dävkäch (clänek 16), s vyjimkou sprävmch näkladü. 

(2) Prislusne ürady se mohou na nävrh zücastnenych nositelü 
dohodnout na tom, ze se vynalozene cästky za ücelem adminis- 
trativniho zjednoduseni pro vsechny pripady nebo pouze pro 
urcitou skupinu pripadü budou hradit pausälnimi platbami. 


2. kapitola 
Ürazove pojisteni 

Clänek 18 

Prihlizem k pracovmm ürazüm 
(nemocem z povolänf) 

(1) Stanovi-Ii prävni predpisy jednoho smluvniho stätu, ze se 
pri stanovem stupne snfzeni pracovni schopnosti nebo urceni 
näroku na dävku v düsledku pracovmho ürazu (nemoci z 
povoläni) musi prihlednout i k jinym pracovmm ürazüm (nemo- 
cem z povoläni), plati to i pro ty pracovni ürazy (nemoci z 
povoläni), ktere spadaji pod prävni predpisy druheho smluvniho 
stätu, jako by spadaly pod prävni predpisy prvm'ho smluvniho 
stätu. Temto pracovmm ürazüm, ke kterym je nutno prihlednout, 
jsou postaveny na roven ty, ke kterym musi byt prihlednuto jako 
k ürazüm nebo jinym pripadüm podlehajicim odskodnem podle 
jinych predpisü. 

(2) Nositel prislusny k odskodnem daneho pojistneho 
pripadu, stanovi dävku podle stupne pracovmm ürazem 
(nemoci z povoläni) zapricineneho snizeni pracovni schopnosti, 
ke kteremu musi prihlednout podle prävmch predpisü pro nej 
platnych. 

Clänek 19 

Prihlizem k 

zamestnämm ohrozuji'cim zdravi 

(1) Pri stanovem' näroku na dävku v düsledku nemoci z 
povoläni pfihlizi nositel smluvniho stätu i k zamestnäm'm, kterä 
byla vykonäväna podle prävmch predpisü druheho smluvniho 
stätu a jez byla takoveho druhu, ze mohla zapricinit tuto nemoc 
(zdravi ohrozujici zamestnäni). Existuje-Ii pritom podle prävmch 
predpisü obou smluvnich stätü närok na dävku, poskytuji se 
vecne dävky a penezite dävky, s vyjimkou düchodü, pouze 
podle prävmch predpisü toho smluvniho stätu, na jehoz vysost- 
nem üzemi oprävnenä osoba obvykle pobyvä. Existuje-Ii podle 
prävmch predpisü jednoho smluvniho stätu närok na düchod z 
ürazoveho pojisteni, poskytuje nositel pouze tu jeho cäst, kterä 
odpovidä pomeru doby vykonävaneho zamestnäni ohrozujiciho 
zdravi podle prävmch predpisü vlastniho smluvniho stätu k cel- 
kove dobe vykonäväni zdravi ohrozujiciho zamestnäni podle 
prävmch predpisü obou smluvnich stätü. 


(2) Odstavec 1 plati i pro nove posouzeni näroku na dävku z 
düvodü zhorseni nemoci z povoläni. Je-Ii toto zhorseni 
zpüsobeno novym zdravi ohrozuji'cim zamestnämm, vznikne 
närok na düchod z düvodu zhorseni pouze podle prävmch 
predpisü toho smluvniho stätu, podle jehoz prävmch predpisü 
bylo toto zamestnäväni vykonäväno. 
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(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Leistungen an Hin- 
terbliebene. 

Artikel 20 
Sachleistungen 

In Bezug auf das Erbringen von Sachleistungen bei Arbeitsun- 
fällen und Berufskrankheiten an eine nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines Vertragsstaats versicherte Person bei Aufenthalt im 
anderen Vertragsstaat gilt Artikel 14 Absätze 1 bis 3 entspre- 
chend. 

Artikel 21 
Geldleistungen 

Eine Person, die die Voraussetzungen für einen Anspruch 
auf Sachleistungen nach Artikel 20 erfüllt, hat Anspruch auf Geld- 
leistungen vom zuständigen Träger nach den für diesen gelten- 
den Rechtsvorschriften. Satz 1 gilt nicht für Renten und ein- 
malige Geldleistungen. 

Artikel 22 

Sachleistungsaushilfe 

(1) Sachleistungen nach Artikel 20 sind 
in der Bundesrepublik Deutschland 

von dem Träger der deutschen Unfallversicherung, der zuständig 
wäre, wenn über den Leistungsanspruch nach deutschen 
Rechtsvorschriften zu entscheiden wäre, oder von dem von der 
deutschen Verbindungsstelle bezeichneten Träger der Unfall- 
versicherung, 

in der Tschechischen Republik 

von einer vom Anspruchsberechtigten zu wählenden Gesund- 
heitsversicherungsanstalt am Aufenthaltsort 

zu erbringen. 

(2) Für die Erbringung der Sachleistungen gelten die für den 
Träger des Aufenthaltsorts maßgebenden Rechtsvorschriften. 

(3) Artikel 16 Absätze 3 und 4 gilt entsprechend. 

Artikel 23 

Erstattung der Sachleistungsaushilfekosten 

(1) Der zuständige Träger erstattet dem Träger des Aufent- 
haltsorts die für die Sachleistungsaushilfe (Artikel 22) im Einzelfall 
tatsächlich aufgewendeten Beträge mit Ausnahme der Verwal- 
tungskosten. 

(2) Die zuständigen Behörden können auf Vorschlag der be- 
teiligten Träger vereinbaren, dass die aufgewendeten Beträge 
zur verwaltungsmäßigen Vereinfachung in allen Fällen oder in 
bestimmten Gruppen von Fällen durch Pauschbeträge erstattet 
werden. 


Kapitel 3 

Rentenversicherung 

Artikel 24 

Zusammenrechnung von 
Versicherungszeiten und Rentenberechnung 

(1) Für den Leistungsanspruch nach den anzuwendenden 
Rechtsvorschriften werden, soweit erforderlich, auch die Versi- 
cherungszeiten berücksichtigt, die für einen Leistungsanspruch 
nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats an- 
rechenbar sind und nicht auf dieselbe Zeit entfallen. 


(3) Odstavec 1 a 2 platt i pro dävky pozüstalym. 


Clänek 20 
Vecne dävky 

Pokud jde o poskytoväni vecnych dävek pri pracovmch üra- 
zech a nemocech z povoläm osobe pojistene podle prävmch 
predpisü jednoho smluvmho statu pri pobytu ve druhem smluv- 
nim state, platt obdobne clänek 14, odstavec 1 az 3. 


Clänek 21 
Penezite dävky 

Osoba, kterä splnuje podmi'nky pro närok na vecne dävky 
podle clänku 20, mä närok na penezite dävky od prislusneho 
nositele podle prävmch predpisü pro neho platnych. 

Veta prvni neplati pro düchody a jednoräzove penezite dävky. 


Clänek 22 

Vypomoc pri vecnych dävkäch 

(1 ) Vecne dävky podle clänku 20 poskytne 
v Spolkove republice Nemecko 

nositel nemeckeho ürazoveho pojistem, ktery by byl prislusny, 
kdyby se o näroku na dävku rozhodovalo podle nemeckych 
prävmch predpisü, nebo nositel ürazoveho pojistem, ktereho 
urci nemecke stycne mi'sto, 

v Ceske republice 

zdravotm pojist’ovna v miste pobytu, kterou si oprävnenä osoba 
zvolt. 


(2) Pro poskytoväni vecnych dävek platt pro nositele v miste 
pobytu rozhodne prävnt predpisy. 

(3) Clänek 1 6, odstavce 3 a 4 platt obdobne. 

Clänek 23 

Ührada näkladü za vypomoc pri vecnych dävkäch 

(1) Pnslusny nositel uhradi nositeli v miste pobytu cästky v 
jednotlivych pripadech skutecne vynalozene za vypomoc pri 
vecnych dävkäch (clänek 22), s vyjimkou sprävnfch näkladü. 

(2) Prislusne ürady se mohou na nävrh zücastnenych nositelü 
dohodnout na tom, ze se vynalozene cästky za ücelem adminis- 
trativniho zjednodusem pro vsechny pri'pady nebo pouze pro 
urcitou skupinu pripadü budou hradit pausälmmi platbami. 


3. kapitola 
Düchodove pojistem 

Clänek 24 

Scttänt dob pojistent a vypocet düchodu 

(1) Pro närok na dävku podle pouzivanych prävntch predpisü 
se bude, v pripade potreby, pfihlizet i k dobäm pojistem, ktere 
jsou pro närok na dävku zapocitatelne podle prävmch predpisü 
druheho smluvmho stätu a ktere se casove neprekryvaji. 
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(2) Setzt der Anspruch auf Leistungen bestimmte Versiche- 
rungszeiten voraus, werden dafür nur vergleichbare Versiche- 
rungszeiten nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats berücksichtigt. 

(3) Das Ausmaß der zu berücksichtigenden Versicherungs- 
zeiten richtet sich nach den Rechtsvorschriften des Vertrags- 
staats, nach denen sie zurückgelegt worden sind. 

(4) Die Berechnung der Rente richtet sich nach den anzuwen- 
denden Rechtsvorschriften des jeweiligen Vertragsstaats, soweit 
in diesem Abkommen nichts anderes bestimmt ist. 

Artikel 25 

Besonderheiten für den deutschen Träger 

(1) Grundlage für die Ermittlung persönlicher Entgeltpunkte 
sind die Entgeltpunkte, die sich nach den deutschen Rechtsvor- 
schriften ergeben. 

(2) Die Bestimmung über die Zusammenrechnung von Ver- 
sicherungszeiten (Artikel 24 Absatz 1) gilt entsprechend für Leis- 
tungen, deren Erbringung nach den deutschen Rechtsvorschrif- 
ten im Ermessen eines Trägers liegt. 

(3) Nach den tschechischen Rechtsvorschriften zurückgelegte 
Versicherungszeiten werden in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung berücksichtigt, wenn sie in bergbaulichen Betrie- 
ben unter Tage zurückgelegt worden sind. Ist nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften Voraussetzung für den Anspruch, dass 
ständige Arbeiten unter Tage oder diesen gleichgestellte Arbei- 
ten verrichtet worden sind, so berücksichtigt der deutsche Trä- 
ger die nach den tschechischen Rechtsvorschriften zurückgeleg- 
ten Versicherungszeiten, während derer gleichartige Tätigkeiten 
verrichtet worden sind. 

(4) Setzt der Anspruch auf Leistungen nach den deutschen 
Rechtsvorschriften voraus, dass bestimmte Versicherungszeiten 
innerhalb eines bestimmten Zeitraums zurückgelegt worden 
sind, und sehen die Vorschriften ferner vor, dass sich dieser Zeit- 
raum durch bestimmte Tatbestände oder Versicherungszeiten 
verlängert, so werden für die Verlängerung auch Versicherungs- 
zeiten nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats 
oder vergleichbare Tatbestände im anderen Vertragsstaat 
berücksichtigt. Vergleichbare Tatbestände sind Zeiten, in denen 
Invaliditäts- oder Altersrente oder Leistungen wegen Krankheit, 
Arbeitslosigkeit oder Arbeitsunfällen (mit Ausnahme von Renten) 
nach den Rechtsvorschriften der Tschechischen Republik 
gezahlt wurden und Zeiten der Kindererziehung in der Tschechi- 
schen Republik. 

(5) Die nach der Bestimmung über die Zusammenrechnung 
der Versicherungszeiten (Artikel 24 Absatz 1) zu berücksichtigen- 
den Versicherungszeiten werden nur im tatsächlichen zeitlichen 
Ausmaß berücksichtigt. 

Artikel 26 

Besonderheiten für den tschechischen Träger 

(1) Besteht ein Leistungsanspruch nach den tschechischen 
Rechtsvorschriften nur unter Berücksichtigung der nach den 
deutschen Rechtsvorschriften anrechenbaren Versicherungszei- 
ten, so berechnet der tschechische Träger 

a) zunächst den theoretischen Betrag der Leistung, auf den 
Anspruch bestünde, wenn sämtliche Versicherungszeiten 
nach den tschechischen Rechtsvorschriften anrechenbar 
wären und 

b) sodann auf der Grundlage des nach Buchstabe a festgeleg- 
ten theoretischen Betrags den tatsächlichen Betrag der Leis- 
tung nach dem Verhältnis der nach den tschechischen 
Rechtsvorschriften bis zum Tag, ab dem die Zahlung der 
Leistung zusteht, zurückgelegten Versicherungszeiten zur 
Gesamtheit der in beiden Vertragsstaaten bis zu diesem Tage 
zurückgelegten Versicherungszeiten. 


(2) Je-Ii pro närok na dävku treba zfskänf urcitych dob 
pojisteni, prihlizi se pouze k srovnatelnym dobäm pojisteni 
ziskanym podle prävnich predpisü druheho smluvnfho statu. 

(3) Rozsah dob pojisteni, ke kterym se prihlizi, se rfdf prävnf- 
mi predpisy toho smluvm'ho statu, podle kterych byly zfskäny. 

(4) Vypocet düchodu se rfdf pouzfvanymi prävnfmi predpisy 
prfslusneho smluvm'ho statu, pokud tato smlouva nestanovf 
jinak. 

Clänek 25 

Zvlästnosti pro nemeckeho nositele 

(1) Zäkladem pro stanovem osobmch vydelecnych bodü jsou 
vydelecne body podle nemeckych prävnich predpisü. 

(2) Ustanoveni o scftäni dob pojisteni (clänek 24, odstavec 1) 
platf obdobne pro dävky, jejichz poskytoväm zävisf podle 
nemeckych prävnich predpisü na uväzenf nositele. 

(3) Doby pojisteni ziskane podle ceskych prävnich predpisü 
se budou zohlednovat v hornickem düchodovem pojisteni, jest- 
lize byly zfskäny v hornictvf pod zemi. Je-Ii podle nemeckych 
prävnich predpisü pro närok podminkou, ze präce pod zemf 
nebo präce postavene jim na roven byly vykonäväny nepretrzite, 
bude nemecky nositel zohlednovat ty doby pojisteni ziskane 
podle ceskych prävnich predpisü, behem nichz byly vykonäväny 
cinnosti stejneho druhu. 


(4) Je-Ii podle nemeckych prävnich predpisü o näroku na 
dävky stanoveno, ze urcite doby pojisteni byly zfskäny v urcitem 
casovem obdobf a stanovujf-li tyto predpisy i prodlouzenf caso- 
veho obdobf na zäklade urcitych skutecnostf nebo dob pojisteni, 
prihlizi se pri prodlouzenf i k dobäm pojisteni ziskanym podle 
prävnich predpisü druheho smluvm'ho stätu nebo k srovna- 
telnym skutecnostem v druhem smluvnfm stäte. Srovnatelne 
skutecnosti jsou doby, po ktere se vypläcel podle prävnich 
predpisü Ceske republiky invalidnf nebo starobnf düchod nebo 
dävky z düvodu nemoci, nezamestnanosti nebo pracovm'ch 
ürazü (s vyjimkou düchodü) a doby na vychovu dftete v Ceske 
republice. 


(5) Podle ustanoveni o scftäni dob pojisteni (clänek 24, odsta- 
vec 1) se u dob pojisteni branych v üvahu prihlizi pouze k jejich 
skutecnemu casovemu rozsahu. 


Clänek 26 

Zvlästnosti pro ceskeho nositele 

(1) Pokud vznikne närok na dävku podle ceskych prävnich 
predpisü pouze s prihlednutfm k dobäm pojisteni zapocitatelnym 
podle nemeckych prävnich predpisü, pak cesky nositel: 

a) vypocte nejprve teoretickou vysi dävky, kterä by nälezela v 
prfpade, ze by vsechny doby pojisteni byly zfskäny podle 
ceskych prävnich predpisü a 

b) pote na zäklade teoreticke vyse urcene podle pfsmene a) 
vypocte skutecnou vysi dävky podle pomeru delky dob 
pojisteni zfskanych podle ceskych prävnich predpisü ke dni, 
od nehoz nälezf vyplata dävky, k celkove dobe pojisteni 
ziskane v obou smluvnfch stätech k tomuto dni. 
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(2) Für die Erhöhung der Rente bei Pflegebedürftigkeit gilt 
Absatz 1 entsprechend. 

(3) Bei der Festlegung der Bemessungsgrundlage für die 
Berechnung von Leistungen nach den tschechischen Rechtsvor- 
schriften werden die nach deutschen Rechtsvorschriften im 
maßgeblichen Zeitraum zurückgelegten Versicherungszeiten 
ausgenommen. 

Teil III 

Verschiedene Bestimmungen 

Kapitel 1 

Amts- und Rechtshilfe 

Artikel 27 

Amts- und Rechtshilfe 
und ärztliche Untersuchungen 

(1) Die Träger, Verbände von Trägern und Behörden der Ver- 
tragsstaaten leisten einander bei Durchführung dieses Abkom- 
mens und der von seinem sachlichen Geltungsbereich erfassten 
Rechtsvorschriften (Artikel 2 Absatz 1) gegenseitige hülfe, als 
wendeten sie die für sie geltenden Rechtsvorschriften an. Die 
Hilfe ist kostenlos. Barauslagen mit Ausnahme der Portokosten 
werden jedoch erstattet. 

(2) Für die gegenseitige Hilfe der Gerichte der Vertragsstaaten 
gilt Absatz 1 entsprechend. 

(3) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für ärztliche Untersuchungen. Die 
Kosten für die Untersuchungen, die Reisekosten, der Verdienst- 
ausfall, die Kosten für Unterbringung zu Beobachtungszwecken 
und sonstige Barauslagen mit Ausnahme der Portokosten sind 
von der ersuchenden Stelle zu erstatten. Die Kosten werden 
nicht erstattet, wenn die ärztliche Untersuchung im Interesse der 
zuständigen Träger beider Vertragsstaaten liegt. 

Artikel 28 

Anerkennung vollstreck- 
barer Entscheidungen und Urkunden 

(1) Die vollstreckbaren Entscheidungen der Gerichte sowie die 
vollstreckbaren Urkunden der Träger oder der Behörden eines 
Vertragsstaats über Beiträge und sonstige Forderungen aus der 
sozialen Sicherheit werden im anderen Vertragsstaat anerkannt. 

(2) Die Anerkennung darf nur versagt werden, wenn sie der 
öffentlichen Ordnung des Vertragsstaats (ordre public) wider- 
spricht, in dem die Entscheidung oder die Urkunde anerkannt 
werden soll. 

(3) Die nach Absatz 1 anerkannten vollstreckbaren Entschei- 
dungen und Urkunden werden im anderen Vertragsstaat voll- 
streckt. Das Vollstreckungsverfahren richtet sich nach den 
Rechtsvorschriften, die in dem Vertragsstaat, in dessen Hoheits- 
gebiet vollstreckt werden soll, für die Vollstreckung der in diesem 
Staat erlassenen entsprechenden Entscheidungen und Urkun- 
den gelten. Die Ausfertigung der Entscheidung oder der Urkunde 
muss mit der Bestätigung ihrer Vollstreckbarkeit (Vollstreckungs- 
klausel) versehen sein. 

(4) Forderungen von Trägern im Hoheitsgebiet eines Vertrags- 
staats aus Beitragsrückständen haben bei der Zwangsvoll- 
streckung sowie im Konkurs- und Vergleichsverfahren im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats die gleichen Vorrechte 
wie entsprechende Forderungen im Hoheitsgebiet dieses Ver- 
tragsstaats. 

Artikel 29 

Schadensersatzansprüche des Trägers gegen Dritte 

(1) Hat eine Person, die nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaats Leistungen für einen Schaden zu erhalten hat, der 
im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats eingetreten ist, 
nach dessen Vorschriften gegen einen Dritten Anspruch auf 
Ersatz des Schadens, so geht der Ersatzanspruch auf den Träger 


(2) V pripade zvyseni düchodu pro bezmocnost plati odsta- 
vec 1 obdobne. 

(3) Pro stanoveni vymerovaciho zäkladu pro vypocet dävek 
podle ceskych prävnich predpisü se doby pojisteni ziskane 
podle nemeckych prävnich predpisü v rozhodnem obdobi 
vylucujf. 

Cast III 

Rüznä ustanoveni 

1 . kapitola 

Üredni a prävrn pomoc 

Clänek 27 

Üredni a prävnf 
pomoc a lekarskä vysetrem 

(1) Nositele, svazy nositelü a ürady smluvnich stätü si pri pro- 
vädeni teto smlouvy a prävnich predpisü v oblasti jeji'ho 
vecneho rozsahu (clänek 2, odstavec 1) poskytuji vzäjemnou 
pomoc tak, jako by pouzivali prävni predpisy pro ne platne. Tato 
pomoc je bezplatnä. Vydaje v hotovosti krome postovneho se 
refunduji. 

(2) Pro vzäjemnou pomoc soudü smluvnich stätü plati odsta- 
vec 1 obdobne. 

(3) Odstavec 1 , veta 1 ., plati i pro lekarskä vysetrem. Näklady 
na vysetrem, cestovni näklady, usly vydelek, näklady na ubyto- 
väni za ücelem lekarskeho pozoroväni a jine vydaje v hotovosti, 
krome postovneho, refunduje zadatel. Näklady se nerefunduji, 
jestlize lekarske vysetrem je v zäjmu prislusnych nositelü obou 
smluvnich stätü. 


Clänek 28 

Uznäväm exekucnich rozhodnuti a listin 

(1) Exekucni rozhodnuti soudü a exekucni listiny nositelü 
nebo üradü jednoho smluvniho stätü o prispevcich a jinych poh- 
ledävkäch v sociälnim zabezpeceni se ve druhem smluvmm 
stäte uznävaji. 

(2) Uznäni müze byt odmitnuto pouze tehdy, jestlize je v 
rozporu s verejnym porädkem (ordre public) smluvniho stätü, ve 
kterem maji byt prislusnä rozhodnuti nebo listiny uznäny. 

(3) Podle odstavce 1 uznanä exekucni rozhodnuti a exekucni 
listiny se ve druhem smluvmm stäte vykonävaji. Exekucni rizeni 
se ridi prävnimi predpisy, ktere plati pro vykon obdobnych 
vynesenych rozhodnuti a vydanych listin v tom stäte, na jehoz 
vysostnem üzemi mä byt provedeno. Vyhotovenä rozhodnuti 
nebo listiny musi byt opatreny potvrzem'm o jejich vykonatelnos- 
ti (exekucni dolozka). 


(4) Pohledävky nositelü za prispevky nezaplacene na vysost- 
nem üzemi jednoho smluvniho stätü maji pri donucovacim 
vykonu präva a pri konkursnim a vyrovnävacim rizeni na vysost- 
nem üzemi druheho smluvniho stätü stejnä prednostni präva 
jako obdobne pohledävky na vysostnem üzemi tohoto smluv- 
niho stätu. 

Clänek 29 

Näroky nositele na nähradu skody proti tretim osobäm 

(1) Mä-Ii osoba - ktere prislusi podle prävnich predpisü 
jednoho ze smluvnich stätü dävky za skodu, kterä vznikla na 
vysostnem üzemi druheho smluvniho stätu podle jeho predpisü 
- närok na nähradu skody proti treti osobe, prechäzi närok na 
nähradu skody na nositele prvniho smluvniho stätu podle pro 
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des ersten Vertragsstaats nach den für ihn geltenden Rechts- 
vorschriften über; der andere Vertragsstaat erkennt diesen Über- 
gang an. 

(2) Hat der Träger eines Vertragsstaats nach dessen Rechts- 
vorschriften gegen einen Dritten einen ursprünglichen Ersatz- 
anspruch, so erkennt der andere Vertragsstaat dies an. 

(3) Stehen Ersatzansprüche hinsichtlich gleichartiger Leistun- 
gen aus demselben Schadensfall sowohl einem Träger des einen 
Vertragsstaats als auch einem Träger des anderen Vertrags- 
staats zu, so macht der Träger des einen Vertragsstaats auf 
Antrag des Trägers des anderen Vertragsstaats auch dessen 
Ersatzanspruch geltend. Der Dritte kann die Ansprüche der bei- 
den Träger mit befreiender Wirkung durch Zahlung an den einen 
oder anderen Träger befriedigen. Im Innenverhältnis sind die Trä- 
ger anteilig im Verhältnis der von ihnen zu erbringenden Leistun- 
gen ausgleichspflichtig. 

(4) Soweit der Schadensersatzanspruch einer Person den 
Anspruch auf Ersatz von Beiträgen zur Sozialversicherung 
umfasst, geht auch dieser Ersatzanspruch auf den Leistungsträ- 
ger des ersten Vertragsstaats nach den für ihn geltenden Rechts- 
vorschriften über. 

Artikel 30 

Gebühren und Legalisation 

(1) Die nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats vor- 
gesehene Befreiung oder Ermäßigung von Steuern oder Verwal- 
tungsgebühren einschließlich Konsulargebühren sowie die 
Erstattung von Auslagen für Urkunden und andere Schriftstücke, 
die in Anwendung dieser Rechtsvorschriften vorzulegen sind, 
erstreckt sich auch auf die entsprechenden Urkunden und an- 
deren Schriftstücke, die in Anwendung dieses Abkommens 
oder der vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens 
erfassten Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats (Arti- 
kel 2 Absatz 1) vorzulegen sind. 

(2) Urkunden, die in Anwendung dieses Abkommens oder der 
vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens erfassten 
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats (Artikel 2 Absatz 1) vor- 
zulegen sind, bedürfen zur Verwendung gegenüber Stellen des 
anderen Vertragsstaats keiner Legalisation oder einer anderen 
ähnlichen Förmlichkeit. 

Artikel 31 

Zustellung und Verkehrssprachen 

(1) Die Träger, Verbände von Trägern, Behörden und Gerichte 
der Vertragsstaaten können bei Durchführung dieses Abkom- 
mens und der von seinem sachlichen Geltungsbereich erfassten 
Rechtsvorschriften (Artikel 2 Absatz 1) unmittelbar miteinander 
und mit den beteiligten Personen und deren Vertretern in ihren 
Amtssprachen verkehren. Rechtsvorschriften über die Zuziehung 
von Dolmetschern bleiben unberührt. Urteile, Bescheide oder 
sonstige Schriftstücke können einer Person, die sich im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats aufhält, unmittelbar durch ein- 
geschriebenen Brief mit Rückschein zugestellt werden. 

(2) Die Träger, Verbände von Trägern, Behörden und Gerichte 
der Vertragsstaaten dürfen Eingaben und Urkunden nicht 
zurückweisen, weil sie in der Amtssprache des anderen Ver- 
tragsstaats abgefasst sind. 

Artikel 32 

Gleichstellung von Anträgen 

(1) Ist der Antrag auf eine Leistung nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines Vertragsstaats bei einer Stelle im anderen Vertragsstaat 
gestellt worden, die für die Annahme des Antrags auf eine ent- 
sprechende Leistung nach den für sie geltenden Rechtsvor- 
schriften zugelassen ist, so gilt der Antrag als bei dem zuständi- 
gen Träger gestellt. Dies gilt für sonstige Anträge sowie für 
Erklärungen und Rechtsbehelfe entsprechend. 


nej platnych prävnich predpisü; druhy smluvni stät uznä tento 
prechod. 

(2) Mä-Ii nositel jednoho smluvm'ho statu podle jeho prävnich 
predpisü prvotnf närok na nähradu proti tretf osobe, druhy 
smluvni stät tento närok uznä. 

(3) Mä-Ii närok na nähradu pri obdobnych dävkäch ze stejne 
skody jak nositel jednoho smluvm'ho stätu, tak i nositel druheho 
smluvm'ho stätu, uplatnuje nositel jednoho smluvm'ho stätu na 
zädost nositele druheho smluvm'ho stätu i jeho närok na nähra- 
du. Treff osoba müze näroky obou nositelü uspokojit se 
zprost’ujfcfm ücinkem platbou jednomu nebo druhemu nositeli. 
Ve vnitfmm vztahu jsou nositele povinni k dflcfmu vzäjemnemu 
vyrovnänf v pomeru podle vyse dävek, ktere majf poskytnout. 


(4) V prfpade, ze närok na nähradu skody nektere osoby zahr- 
nuje närok na nähradu prfspevkü sociälm'ho pojistenf, prechäzf 
tento närok na nähradu na nositele prvm'ho smluvm'ho stätu 
podle prävnich predpisü pro nej platnych. 


Clänek 30 

Poplatky a legalizace 

(1) Osvobozenf nebo snfzenf danf nebo sprävnfch poplatkü 
stanovene prävm'mi predpisy jednoho smluvnfho stätu, vcetne 
konzulärm'ch poplatkü, stejne tak jako ührada vyloh za listiny a 
jine pfsemnosti, ktere se predklädajf pri pouzfvänf techto 
prävnich predpisü, se vztahuje i na obdobne listiny a jine pfsem- 
nosti, ktere je nutno predlozit pri pouzitf feto smlouvy nebo 
prävnich predpisü druheho smluvnfho stätu spadajfcfch do 
vecneho rozsahu feto smlouvy (clänek 2, odstavec 1). 


(2) Listiny, ktere se predklädajf pri pouzfvänf feto smlouvy 
nebo prävnich predpisü jednoho smluvm'ho stätu tykajfcfch se 
vecneho rozsahu Smlouvy (clänek 2, odstavec 1), nevyzadujf pri 
pfedlozenf institucfm druheho smluvnfho stätu zädnä ovefenf 
nebo podobne formality. 


Clänek 31 

Dorucovänf a jednacf jazyky 

(1) Nositele, svazy nositelü, ürady a soudy smluvnfch stätü 
mohou pri provädenf feto smlouvy a prävnich predpisü 
tykajfcfch se jejfho vecneho rozsahu (clänek 2, odstavec 1) 
bezprostredne mezi sebou a se zücastnenymi osobami a jejich 
zästupci jednat v jejich üredm'm jazyce. Prävnf predpisy o ücasti 
tlumocnfkü züstävajf nedotceny. Rozsudky, rozhodnutf nebo 
jine pfsemnosti mohou byt doporucenym a dorucenkou 
opatrenym dopisem bezprostredne doruceny osobe, kterä 
pobyvä na vysostnem üzemf druheho smluvnfho stätu. 

(2) Nositele, svazy nositelü, ürady a soudy smluvnfch stätü 
nesmf odmftnout podänf ani listiny z toho düvodu, ze jsou 
sepsäny v üredm'm jazyce druheho smluvnfho stätu. 


Clänek 32 
Rovnost zädosti 

(1) Byla-Ii zädost o dävku podle prävnich predpisü jednoho 
smluvm'ho stätu podäna u instituce v druhem smluvm'm stäte, 
jez je podle jeho platnych prävnich predpisü oprävnena prijfmat 
zädosti o prfslusne dävky, povazuje se tato zädost za podanou 
u prfslusneho nositele. To platf obdobne i pro jine zädosti, 
prohläsenf a opravne prostredky. 
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(2) Die Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe sind von der 
Stelle des einen Vertragsstaats, bei der sie eingereicht worden 
sind, unverzüglich an die zuständige Stelle des anderen Ver- 
tragsstaats weiterzuleiten. 

(3) Ein Antrag auf Leistungen nach den Rechtsvorschriften des 
einen Vertragsstaats gilt auch als Antrag auf eine entsprechende 
Leistung nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats. Dies gilt nicht, wenn der Antragsteller ausdrücklich bean- 
tragt, dass die Feststellung der nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaats erworbenen Ansprüche auf Leistungen 
bei Alter aufgeschoben wird. 

Artikel 33 

Vertretungsbefugnis der 

diplomatischen und konsularischen Vertretungen 

Die diplomatischen und konsularischen Vertretungen des einen 
Vertragsstaats im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats sind 
bei Durchführung dieses Abkommens und der von seinem sachli- 
chen Geltungsbereich erfassten Rechtsvorschriften (Artikel 2 
Absatz 1) berechtigt, auf Antrag der Berechtigten die zur Siche- 
rung und Erhaltung der Rechte der Staatsangehörigen des ersten 
Staates notwendigen Handlungen ohne Nachweis einer Voll- 
macht vorzunehmen. Sie können insbesondere bei den Trägern, 
Verbänden von Trägern, Behörden und Gerichten des anderen 
Vertragsstaats im Interesse der Staatsangehörigen Anträge stel- 
len, Erklärungen abgeben und Rechtsbehelfe einbringen. 

Artikel 34 
Datenschutz 

(1) Soweit aufgrund dieses Abkommens nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts personenbezogene Daten übermittelt 
werden, gelten die nachfolgenden Bestimmungen unter Beach- 
tung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvorschriften: 

a) Die Daten dürfen für die Durchführung dieses Abkommens 
und der Rechtsvorschriften, auf die es sich bezieht, an die 
danach im Empfängerstaat zuständigen Stellen übermittelt 
werden. Die empfangende Stelle darf sie für diese Zwecke 
verarbeiten und nutzen. Eine Weiterübermittlung im Empfän- 
gerstaat an andere Stellen oder die Nutzung im Empfänger- 
staat für andere Zwecke ist im Rahmen des Rechts des 
Empfängerstaats zulässig, wenn dies Zwecken der sozialen 
Sicherung einschließlich damit zusammenhängender gericht- 
licher Verfahren dient. Dies verhindert jedoch nicht die Wei- 
terübermittlung dieser Daten in Fällen, in denen hierzu nach 
den Gesetzen und sonstigen Vorschriften des Empfänger- 
staats für strafrechtlich geschützte Belange oder für steuer- 
liche Zwecke eine Verpflichtung besteht. Im Übrigen darf die 
Weiterübermittlung an andere Stellen nur mit vorheriger 
Zustimmung der übermittelnden Stellen erfolgen. 

b) Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Stelle auf deren 
Ersuchen in Einzelfällen über die Verwendung der übermittel- 
ten Daten und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

c) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jewei- 
ligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Erweist sich, dass unrichtige Daten oder Daten, 
die nach dem Recht des übermittelnden Staates nicht über- 
mittelt werden durften, übermittelt worden sind, so ist dies 
der empfangenden Stelle unverzüglich mitzuteilen. Sie ist 
verpflichtet, die Berichtigung oder Löschung vorzunehmen. 

d) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Im Übrigen richtet 
sich das Recht des Betroffenen, über die zu seiner Person 
vorhandenen Daten Auskunft zu erhalten, nach dem inner- 
staatlichen Recht des Vertragsstaats, von dessen Stelle die 
Auskunft begehrt wird. 


(2) Zädosti, prohläsem a opravne prostredky je instituce 
jednoho smluvniho statu, u ktere byly podäny, povinna bez 
prodleni postoupit prfslusne instituci druheho smluvniho statu. 

(3) Zädost o dävku podle prävnich predpisü jednoho smluv- 
rn'ho statu se povazuje i za zädost o obdobnou dävku podle 
prävnich predpisü druheho smluvniho stätu. To neplati', jestlize 
zadatel vyslovne pozädä, aby stanovem närokü na dävky 
zfskanych ve stärf podle prävnich predpisü druheho smluv- 
m'ho stätu bylo odlozeno. 


Clänek 33 

Prävo zastupoväni 
diplomatickymi a konzulärm'mi ürady 

Diplomaticke a konzulärni ürady jednoho smluvniho stätu na 
vysostnem üzemi druheho smluvniho stätu jsou pri provädem 
teto smlouvy a prävnich predpisü tykajicich se jejiho vecneho 
rozsahu (clänek 2, odstavec 1) oprävneny na zädost oprävnene 
osoby za ücelem zajistem a zachoväm präv stätm'ho pfislusnika 
prvm'ho smluvniho stätu jednat v nezbytnem rozsahu bez dokla- 
du o plne moci. Jsou zejmena oprävneny podävat u nositelü, 
svazü nositelü, üradü a soudü druheho smluvniho stätu v zäjmu 
jejich stätmch prislusmkü zädosti, prohläseni a opravne 
prostredky. 

Clänek 34 
Ochrana dat 

(1) Pro predäväni osobmch üdajü na zäklade teto smlouvy 
s prihlednutim k ustanovenim vnitrostätniho präva plati za 
podminky dodrzoväni prävnich predpisü platnych v kazdem ze 
smluvm'ch stätü näsledujici ustanovem: 

a) Üdaje smeji byt predäväny prislusnym institucmn v prijima- 
jfcim stäte za ücelem provädem teto smlouvy a prävnich 
predpisü, na nez se Smlouva vztahuje. Prijfmajfcf instituce je 
smi k temto ücelüm zpracovat a pouzivat. Dalsf predäväni 
üdajü v prijimajicim stäte jinym instituci'm nebo jejich 
pouziväni v prijimajicim stäte k jinym ücelüm je v rämci 
prävnich predpisü prijimajiciho stätu pripustne, jestlize 
slouzf ücelüm sociälniho zabezpeceni a soudnfch rizeni s 
mm souvisejicich. To vsak nebräni dalsimu predäväni techto 
üdajü v pripadech, ve kterych podle zäkonü a jinych 
predpisü prijimajiciho stätu existuje takovä povinnost v trest- 
neprävmch a dahovych zälezitostech. V ostatnich pripadech 
mohou byt üdaje däny k dispozici jinym institucim pouze po 
predchozim souhlase predävajici instituce. 


b) Prijemce v jednotlivych pripadech informuje predävajici 
instituci na jeji zädost o pouziti predanych üdajü a o 
dosazenych vysledcich. 

c) Predävajici instituce je povinna zajist’ovat sprävnost üdajü 
urcenych k predäväni a zväzit jejich nutnost a primerenost 
pro sledovane ücely. Pritom musi byt dodrzoväno vnitrostät- 
ni prävo tykajici se zäkazu predäväni üdajü. Prokäze-Ii se, 
ze byly predäny nesprävne üdaje nebo üdaje, ktere podle 
präva poskytujiciho stätu nesmely byt predäny, musi o tom 
byt prijimaci instituce neprodlene informoväna. Tato institu- 
ce je povinna üdaje opravit nebo smazat. 


d) Na zädost dotycne osoby ji musi byt poskytnuty informace, 
jez o ni maji byt predäny, a üdaje o sledovanem ücelu 
pouziti. Prävo dotycne osoby na informaci o existujicich 
üdajich o jeji osobe se jinak ridi vnitrostätnim prävem toho 
smluvniho stätu, jehoz instituce informaci vyzaduje. 
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e) Hat eine Stelle des einen Vertragsstaats personenbezogene 
Daten aufgrund dieses Abkommens übermittelt, kann die 
empfangende Stelle des anderen Vetragsstaats sich im Rah- 
men ihrer Haftung nach Maßgabe des innerstaatlichen 
Rechts gegenüber dem Geschädigten zu ihrer Entlastung 
nicht darauf berufen, dass die übermittelten Daten unrichtig 
gewesen sind. Leistet die empfangende Stelle Schadenser- 
satz wegen eines Schadens, der durch die Verwendung von 
unrichtig übermittelten Daten verursacht wurde, so erstattet 
die übermittelnde Stelle der empfangenden Stelle den 
Gesamtbetrag des geleisteten Ersatzes. 

f) Übermittelte personenbezogene Daten sind zu löschen, 
sobald sie zu dem Zweck, zu dem sie übermittelt worden 
sind, nicht mehr erforderlich sind und kein Grund zu der 
Annahme besteht, dass durch die Löschung schutzwürdige 
Interessen des Betroffenen im Bereich der sozialen Siche- 
rung beeinträchtigt werden. 

g) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die Übermittlung und den Empfang von personenbezo- 
genen Daten festzuhalten. 

h) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, personenbezogene Daten, die übermittelt werden, wirk- 
sam gegen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und 
unbefugte Bekanntgabe zu schützen. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten für Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse entsprechend. 

Kapitel 2 

Durchführung und Auslegung dieses Abkommens 

Artikel 35 

Durchführungsvereinbarungen und Verbindungsstellen 

(1) Die Regierungen oder die zuständigen Behörden können 
die zur Durchführung dieses Abkommens notwendigen Verein- 
barungen schließen. Die zuständigen Behörden unterrichten ein- 
ander über Änderungen und Ergänzungen der für sie geltenden 
vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens erfassten 
Rechtsvorschriften (Artikel 2 Absatz 1). 

(2) Zur Durchführung dieses Abkommens werden hiermit fol- 
gende Verbindungsstellen eingerichtet: 

a) in der Bundesrepublik Deutschland 
für die Krankenversicherung 

die Deutsche Verbindungsstelle Krankenversicherung - Aus- 
land, Bonn, 

für die Unfallversicherung 

die Deutsche Verbindungsstelle Unfallversicherung - Aus- 
land, Sankt Augustin, 

für die Rentenversicherung der Arbeiter 

die Landesversicherungsanstalt Niederbayern - Oberpfalz, 

Landshut, 

für die Rentenversicherung der Angestellten 

die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin, 

für die knappschaftliche Rentenversicherung 
die Bundesknappschaft, Bochum, 

für die hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung 
die Landesversicherungsanstalt für das Saarland, Saar- 
brücken, 

b) in der Tschechischen Republik 

für die Krankengeld- und die Rentenversicherung 
die tschechische Verwaltung für Soziale Sicherheit, Prag, 
(Ceskä spräva sociälm'ho zabezpecenl Praha), 


e) Poskytla-Ii instituce jednoho smluvnlho statu osobnl üdaje 
na zäklade teto smlouvy, nemüze prijimaci instituce druheho 
smluvnlho statu v rämci sve odpovednosti podle vnitrostät- 
nlho präva uvädet na svou obhajobu a odvolävat se vüci 
poskozenemu na to, ze poskytnute üdaje byly nesprävne. 
Zaplatl-Ii prijimaci instituce nähradu z düvodü skody, kterä 
byla zaprlcinena pouzitlm nesprävne predanych üdajü, 
uhradf poskytujlci instituce prijimaci instituci celkovou 
cästku zaplacene nährady. 


f) Predane osobnl üdaje musl byt smazäny, jakmile jiz nejsou 
nutne k ücelu, ke kteremu byly predäny, a neexistuje zädny 
düvod k predpokladu, ze se smazänlm poskodl ochranyhod- 
ne zäjmy dotycne osoby v oblasti sociälm'ho zabezpecenl. 


g) Poskytujlci a prijlmajlcl instituce je povinna evidovat predänl 
a pfljem osobnlch üdajü. 

h) Poskytujlci a prijlmajlcl instituce jsou povinny ücinne chränit 
predane osobnl üdaje proti neoprävnenemu prlstupu, neo- 
prävnenym zmenäm a neoprävnenemu zverejnenl. 

(2) Predpisy odstavce 1 platl obdobne pro vyrobnl a obchodnl 
tajemstvl. 


2. kapitola 

Provädenl a vyklad Smlouvy 

Clänek 35 

Ujednänl o provädenl a stycnä mlsta 

(1) Vlädy nebo prlslusne ürady mohou za ücelem provädenl 
Smlouvy uzavrlt potrebnä ujednänl. Prlslusne ürady se vzäjem- 
ne informujl o zmenäch a doplnclch pro ne platnych prävnlch 
predpisü, jez se tykajl vecneho rozsahu teto smlouvy (clänek 2, 
odstavec 1). 

(2) K provädenl teto smlouvy se timto zrizujl näsledujlcl 
stycnä mlsta: 

a) ve Spolkove republice Nemecko 
pro nemocenske pojistenl 

Nemecke stycne mlsto pro nemocenske pojistenl - zahra- 
nicl (Deutsche Verbindungsstelle Krankenversicherung - 
Ausland), Bonn, 

pro ürazove pojistenl 

Nemecke stycne mlsto pro ürazove pojistenl - zahranicl 
(Deutsche Verbindungsstelle Unfallversicherung-Ausland), 
Sankt Augustin, 

pro düchodove pojistenl delnlkü 

Zemskä pojist’ovna Dolnl Bavorsko - Horn! Falc (Landes- 
versicherungsanstalt Niederbayern-Oberpfalz), Landshut, 

pro düchodove pojistenl zamestnancü 
Spolkovä pojist’ovna pro zamestnance (Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte), Berlin, 

pro hornicke düchodove pojistenl 

Spolkovä hornickä pojist’ovna (Bundesknappschaft), 
Bochum, 

pro hutnl a hornicke pripojisteni 

Zemskä pojist’ovna pro Särsko (Landesversicherungsan- 
stalt für das Saarland), Saarbrücken; 

b) v Ceske republice 

pro nemocenske a düchodove pojistenl 
Ceskä spräva sociälnlho zabezpecenl, Praha, 
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für die Gesundheitsversicherung 

das Ministerium für Gesundheitswesen (Ministerstvo zdravot- 
nictvi) oder eine von ihm beauftragte Stelle. 

(3) Soweit die deutschen Rechtsvorschriften es nicht bereits 
vorschreiben, ist innerhalb der Rentenversicherung der Arbeiter 
die für diese eingerichtete Verbindungsstelle für alle Verfahren 
einschließlich der Feststellung und Erbringung von Leistungen 
zuständig, wenn 

a) Versicherungszeiten nach den deutschen und tschechischen 
Rechtsvorschriften zurückgelegt oder anzurechnen sind oder 

b) sonstige im Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik 
zurückgelegte Zeiten nach den deutschen Rechtsvorschrif- 
ten über Fremdrenten anzurechnen sind oder 

c) der Berechtigte sich im Hoheitsgebiet der Tschechischen 
Republik gewöhnlich aufhält oder 

d) der Berechtigte sich als tschechischer Staatsangehöriger 
gewöhnlich außerhalb der Vertragsstaaten aufhält. 

Dies gilt für Leistungen zur Rehabilitation nur, wenn sie im Rah- 
men eines laufenden Rentenverfahrens erbracht werden. 

(4) Die Zuständigkeit der Bahnversicherungsanstalt und der 
Seekasse nach den deutschen Rechtsvorschriften bleibt un- 
berührt. 

(5) Die Verbindungsstellen und die in Absatz 4 genannten Stel- 
len werden ermächtigt, unter Beteiligung der zuständigen Behör- 
den unbeschadet des Absatzes 1 für ihren Zuständigkeitsbereich 
die zur Durchführung dieses Abkommens notwendigen und 
zweckmäßigen Verwaltungsmaßnahmen zu vereinbaren, ein- 
schließlich des Verfahrens über die Erstattung und Zahlung von 
Geldleistungen. 

Artikel 36 

Währung und Umrechnungskurse 

Geldleistungen können von einem Träger eines Vertragsstaats 
an eine Person, die sich im Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staats aufhält, in der Währung des einen oder des anderen Ver- 
tragsstaats mit befreiender Wirkung erbracht werden. Im Verhält- 
nis zwischen dem Träger und dem Berechtigten ist für die 
Umrechnung der Kurs des Tages maßgebend, der bei der Über- 
mittlung der Geldleistung zugrunde gelegt worden ist. Hat ein 
Träger an einen Träger des anderen Vertragsstaats Zahlungen 
vorzunehmen, so sind diese in der Währung des zweiten Ver- 
tragsstaats zu leisten. Hat ein Träger in den Fällen des Artikels 28 
(Anerkennung vollstreckbarer Entscheidungen und Urkunden) 
oder des Artikels 29 (Schadensersatzansprüche des Trägers 
gegen Dritte) an einen Träger des anderen Vertragsstaats Zah- 
lungen vorzunehmen, so sind diese in der Währung des ersten 
Vertragsstaats zu leisten. 

Artikel 37 
Erstattungen 

(1) Hat der Träger eines Vertragsstaats Geldleistungen zu 
Unrecht erbracht, so kann der zu Unrecht gezahlte Betrag von 
einer entsprechenden Leistung nach den Rechtsvorschriften 
des anderen Vertragsstaats zugunsten des Trägers einbehalten 
werden. 

(2) Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften eines Ver- 
tragsstaats Anspruch auf eine Geldleistung für einen Zeitraum, 
für den ihr oder ihren Angehörigen von einem Fürsorgeträger des 
anderen Vertragsstaats Leistungen erbracht worden sind, so ist 
diese Geldleistung auf Ersuchen und zugunsten des ersatz- 
berechtigten Fürsorgeträgers einzubehalten und zu erstatten, als 
sei dieser ein Fürsorgeträger mit dem Sitz im Hoheitsgebiet des 
ersten Vertragsstaats. Die Erstattungspflicht besteht nicht, 
soweit der Leistungsträger selbst geleistet hat, bevor er von der 
Leistung des Fürsorgeträgers Kenntnis erlangt hat. 


pro zdravotnf pojisteni 

Ministerstvo zdravotnictvi, nebo jfm povereny orgän. 

(3) Nestanovi-Ii nemecke prävni predpisy jinak, je pri dücho- 
dovem pojisteni delnikü pro ne zrizene stycne misto prislusne 
pro veskerä rizeni, vcetne stanoveni a poskytoväni dävek, 
jestlize 

a) doby pojisteni byly zfskäny podle ceskych a nemeckych 
prävnich predpisü a jsou zapocitatelne nebo 

b) ostatni doby prokäzane na vysostnem üzemf Ceske republi- 
ky se zapocitävaji podle nemeckych prävnich predpisü o 
düchodech cizincü nebo 

c) oprävnenä osoba obvykle pobyvä na vysostnem üzemi 
Ceske republiky nebo 

d) oprävnenä osoba jako cesky stätni pnslusm'k obvykle 
pobyvä mimo smluvni stäty. 

Pro dävky za ücelem rehabilitace toto platf jen tehdy, pokud 
byly poskytnuty v rämci probihajiciho düchodoveho rizeni. 

(4) Prislusnost Zeleznicni pojist’ovny (Bahnversicherungs- 
anstalt) a Nämornicke pokladny (Seekasse) podle nemeckych 
prävnich predpisü züstävä nedotcena. 

(5) Stycnä mista a instituce uvedene v odstavci 4 budou 
zmocneny dohodnout pro oblast jejich püsobnosti a za ücasti 
prislusnych üradü sprävni opatrem potrebnä a ücelnä pro pro- 
vädeni teto smlouvy, vcetne postupu pro ühradu penezitych 
dävek, aniz by tim byl dotcen odstavec 1 . 


Clänek 36 

Mena a prepocitaci kursy 

Nositel jednoho smluvniho stätu müze se zprost’ujicim ücin- 
kem poskytovat penezite dävky osobe pobyvajici na vysostnem 
üzemi druheho smluvniho stätu v mene jednoho nebo druheho 
smluvm'ho stätu. Ve vztahu mezi nositelem pojisteni a oprävne- 
nou osobou je rozhodujici prepocet podle aktuälniho kursu ke 
dni prevodu penezite dävky. Platby jednoho nositele druhemu 
nositeli se realizuji v mene druheho smluvniho stätu. Mä-Ii nosi- 
tel pojisteni podle clänku 28 (uznäni vykonatelnych rozhodnuti a 
listin) anebo podle clänku 29 (näroky nositele pojisteni na näh- 
radu skody proti treti osobe) poskytnout platby nositeli pojisteni 
druheho smluvniho stätu, tyto se realizuji v mene prvniho smluv- 
niho stätu. 


Clänek 37 
Refundace 

(1) Poskytl-Ii nositel jednoho smluvniho stätu neoprävnene 
penezite dävky, müze se neoprävnene vyplacenä cästka 
zadrzet ve prospech nositele z obdobne dävky poskytovane 
podle prävnich predpisü druheho smluvniho stätu. 

(2) Mä-Ii osoba podle prävnich predpisü jednoho smluvniho 
stätu närok na penezitou dävku za casove obdobi, ve kterem 
byly ji nebo jeji'm rodinnym phslusniküm poskytoväny dävky 
orgänem poskytujfcim sociälni peci druheho smluvniho stätu, 
zadrzi se a vyplati tato penezitä dävka na zädost a ve prospech 
nähradniho oprävneneho orgänu poskytujiciho sociälni peci, 
jako by to byl orgän poskytujici sociälni peci se sidlem na 
vysostnem üzemi prvniho smluvniho stätu. Povinnost refundace 
nevznikä, jestlize nositel poskytujici dävky poskytl platbu 
predtim, nez se dozvedel o tom, ze dävka byla poskytnuta orgä- 
nem sociälni pece. 


Drucksache 14/8212 


-20- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Artikel 38 
Streitbeilegung 

(1) Streitigkeiten zwischen den beiden Vertragsstaaten über 
die Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens sollen, 
soweit möglich, durch die zuständigen Behörden beigelegt wer- 
den. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht beigelegt wer- 
den, so wird sie auf Verlangen eines Vertragsstaats einem 
Schiedsgericht unterbreitet. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jeder Vertragsstaat ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, 
der von den Regierungen beider Vertragsstaaten bestellt wird. 
Die Mitglieder werden innerhalb von zwei Monaten, der Obmann 
innerhalb von drei Monaten bestellt, nachdem der eine Vertrags- 
staat dem anderen mitgeteilt hat, dass er die Streitigkeit einem 
Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehal- 
ten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jeder 
Vertragsstaat den Präsidenten des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte bitten, die erforderlichen Ernennungen vor- 
zunehmen. Ist der Präsident Staatsangehöriger eines Vertrags- 
staats oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll der 
Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Ist auch der Vizeprä- 
sident Staatsangehöriger eines Vertragsstaats oder ist auch er 
verhindert, so soll das im Rang nächstfolgende Mitglied des 
Gerichtshofs, das nicht Staatsangehöriger eines Vertragsstaats 
ist, die Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit auf- 
grund der zwischen den Vertragsstaaten bestehenden Verträge 
und des allgemeinen Völkerrechts. Seine Entscheidungen sind 
bindend. Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten seines Mitglieds 
sowie seiner Vertretung in dem Verfahren vor dem Schieds- 
gericht. Die Kosten des Obmanns sowie die sonstigen Kosten 
werden von den Vertragsstaaten zu gleichen Teilen getragen. 
Das Schiedsgericht kann eine andere Kostenregelung treffen. Im 
Übrigen regelt das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 


Teil IV 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Artikel 39 

Leistungsansprüche auf Grundlage dieses Abkommens 

(1 ) Dieses Abkommen begründet keinen Anspruch auf Leistun- 
gen 

a) für die Zeit vor seinem Inkrafttreten; 

b) in den Fällen, in denen Anspruch auf Leistungen nach dem 
Abkommen zwischen der Regierung der Deutschen Demo- 
kratischen Republik und der Regierung der Tschechoslowa- 
kischen Republik über die Zusammenarbeit auf dem Gebiete 
der Sozialpolitik vom 1 1 . September 1956 besteht; 

c) nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats für nach 
dessen Rechtsvorschriften zurückgelegte Versicherungszei- 
ten bei Personen, die sich im Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Abkommens im anderen Vertragsstaat gewöhnlich aufhalten 
und nach den dortigen Rechtsvorschriften Leistungen für die 
nach den Rechtsvorschriften des ersten Vertragsstaats 
zurückgelegten Versicherungszeiten beziehen, solange sie 
sich im anderen Vertragsstaat gewöhnlich aufhalten. Dies gilt 
entsprechend in den Fällen, in denen eine Rente ohne Unter- 
brechung in eine andere Rente übergeht. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens werden auch die vor 
seinem Inkrafttreten nach den Rechtsvorschriften der Vertrags- 
staaten gegebenen erheblichen Tatsachen berücksichtigt. 

(3) Frühere Entscheidungen stehen der Anwendung dieses 
Abkommens nicht entgegen. 


Clänek 38 
Resem sporü 

(1) Spory mezi obema smluvnimi stäty o vyklad nebo pro- 
vädem teto smlouvy se, pokud mozno, resi prostrednictvi'm 
prislusnych üfadü. 

(2) Nemüze-Ii byt spor timto zpüsobem vyresen, predklädä se 
na zädost jednoho smluvmho statu rozhodcimu soudu. 

(3) Rozhodci' soud se sestavuje pripad od pripadu tak, ze 
kazdy smluvni stät jmenuje jednoho clena a oba clenove se 
dohodnou na predsedovi, ktery je stätnim prislusnikem tretiho 
statu a bude jmenovän vlädami obou smluvnich statu. Clenove 
se jmenuji do dvou mesicü a predseda do trf mesicü pote, co 
jeden smluvni stät oznämii druhemu smluvm'mu statu, ze hodlä 
predlozit spor rozhodcimu soudu. 

(4) Nedodrzi'-Ii se Ihüty uvedene v odstavci 3, mä pri absenci 
jine dohody kazdy smluvni' stät prävo pozädat predsedu Evrop- 
skeho soudu pro lidskä präva, aby provedl potrebnä jmenovän i. 
Je-Ii predseda stätnim pn'slusm'kem jednoho ze smluvnich stätü, 
nebo je-li u nej prekäzka z jineho düvodu, jmenuje cleny 
mi'stopredseda. Je-Ii i mistopredseda stätnim prislusnikem 
jednoho ze smluvnich stätü, nebo je-li i u neho prekäzka, 
jmenuje cleny nejvyse postaveny eien soudmho dvora, jez neni 
stätnim prislusnikem zädneho ze smluvnich stätü. 


(5) Rozhodci' soud rozhoduje vetsinou hlasü na zäklade exis- 
tujfcfch smluv mezi smluvnimi stäty a podle obecneho 
mezinärodm'ho präva. Jeho rozhodnuti jsou zävaznä. Kazdy 
smluvni stät nese näklady sveho clena a jeho zästupee pri jed- 
näni u rozhodeiho soudu. Näklady predsedy a jine näklady 
nesou smluvni stäty stejnym dilem. Rozhodci soud müze 
rozhodnout o jine üprave näkladü. Jinak rozhoduje rozhodci 
soud o zpüsobu rizeni säm. 


Cast IV 

Ustanovenf prechodnä a zäverecnä 

Clänek 39 

Näroky na dävky na zäklade Smlouvy 

(1) Tato smlouva nezaklädä zädny närok na dävky 

a) za dobu pred jejim vstupem v platnost; 

b) v tech pripadech, ve kterych existuje närok na dävku podle 
Dohody mezi vlädou Nemecke demokraticke republiky a vlä- 
dou Ceskoslovenske republiky o spolupräci na poli sociälni 
politiky z 1 1 . zärf 1956; 

c) podle prävm'ch predpisü jednoho smluvmho stätü za doby 
pojistem ziskane podle jeho prävmch predpisü u osob, 
ktere se v dobe vstupu v platnost Smlouvy obvykle zdrzuji v 
druhem smluvm'm stäte a dostävajf dävky podle jeho 
prävm'ch predpisü za doby pojistem ziskane podle prävm'ch 
predpisü prvniho smluvmho stätü, pokud se v druhem smluv- 
m'm stäte obvykle zdrzuji. To plati obdobne v pripadech, kdy 
jeden düchod prechäzi bez prerusem v jiny düchod. 


(2) Pri provädem teto smlouvy se prihlizi i k rozhodnym sku- 
teenostem, ktere nastaly podle prävmch predpisü smluvnich 
stäte pred jejim vstupem v platnost. 

(3) Dri'vejsf rozhodnuti neodporuji pouzi'väm teto smlouvy. 
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(4) Wird ein Antrag auf Feststellung einer Rente, auf die nur 
unter Berücksichtigung dieses Abkommens Anspruch besteht, 
innerhalb von 12 Monaten nach seinem Inkrafttreten gestellt, so 
beginnt die Rente mit dem Kalendermonat, zu dessen Beginn die 
Anspruchsvoraussetzungen erfüllt waren, frühestens mit dem 
Inkrafttreten des Abkommens. Günstigere innerstaatliche 
Rechtsvorschriften bleiben unberührt. 

(5) Renten, die vor dem Inkrafttreten dieses Abkommens fest- 
gestellt sind, werden unter dessen Berücksichtigung auf Antrag 
neu festgestellt. 

(6) Ergäbe die Neufeststellung nach Absatz 5 keine oder eine 
niedrigere Rente, als sie zuletzt für die Zeit vor dem Inkrafttreten 
dieses Abkommens gezahlt worden ist, so ist die Rente in der 
bisherigen Höhe weiter zu erbringen. 

Artikel 40 
Schlussprotokoll 

Das beiliegende Schlussprotokoll ist Bestandteil dieses Ab- 
kommens. 

Artikel 41 
Ratifikation 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Berlin ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats 
nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die Ratifikationsurkun- 
den ausgetauscht werden. 

Artikel 42 
Abkommensdauer 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Jeder Vertragsstaat kann es unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten zum Ende eines Kalenderjahrs auf diplomatischem 
Wege schriftlich kündigen. 

(2) Wird dieses Abkommen gekündigt, bleiben die bis zum 
Außerkrafttreten dieses Abkommens erworbenen Leistungsan- 
sprüche unberührt. Einschränkende Rechtsvorschriften überden 
Ausschluss eines Anspruchs oder das Ruhen oder die Entzie- 
hung von Leistungen wegen des Aufenthalts im Ausland bleiben 
für diese Ansprüche unberücksichtigt. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Bevoll- 
mächtigten dieses Abkommen unterschrieben und mit ihren Sie- 
geln versehen. 


Geschehen zu Prag am 27. Juli 2001 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und tschechischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


(4) Bude-Ii podäna zädost o vymereni düchodu, na ktery exis- 
tuje närok pouze s prihlednutim k teto smlouve, behem 12 
mesicü po jejim vstupu v platnost, priznä se düchod od kalen- 
därniho mesi'ce, k jehoz zacätku byly splneny podminky pro 
närok, nejdrive vsak vstupem teto smlouvy v platnost. Pri'zni- 
vejsf vnitrostätnf predpisy züstävaji nedotceny. 

(5) Düchody, ktere byly stanoveny pred vstupem teto smlouvy 
v platnost, budou s prihlednutim k teto smlouve na zädost znovu 
vymereny. 

(6) V pripade, ze by nove vymereni podle odstavce 5 nesta- 
novilo zädny nebo stanovilo düchod nizsi nez ten, ktery byl 
vypläcen pred vstupem teto smlouvy v platnost, bude se 
pokracovat ve vypläceni düchodu v dosavadni vysi. 

Clänek 40 
Zäverecny protokol 

Prilozeny Zäverecny protokol je soucästi Smlouvy. 

Clänek 41 

Ratifikace 

(1) Tato smlouva podlehä ratifikaci; ratifikacm listiny budou 
vymeneny co moznä nejdrive v Berh'ne. 

(2) Tato smlouva vstoupi v platnost prvm'ho dne druheho 
mesi'ce näsledujiciho po uplynuti mesice, ve kterem byly 
vymeneny ratifikacm listiny. 

Clänek 42 

Doba platnosti Smlouvy 

(1 ) Tato smlouva se sjednävä na dobu neurcitou. Kazdy smluv- 
m stät ji müze pisemne vypovedet diplomatickou cestou pri 
dodrzeni tnmesfcnf Ihüty ke konci kalendärniho roku. 

(2) Bude-Ii tato smlouva vypovezena, züstävaji näroky na 
dävky ziskane do skonceni platnosti Smlouvy nedotceny. K 
omezujfcfm prävnim predpisüm o vyloucem näroku, pozasta- 
veni nebo odnetf dävek z düvodu pobytu v cizine, se u techto 
närokü neprihlizi. 


Na dükaz toho k tomu oprävneni zmocnenci obou smluvmch 
stätü tuto smlouvu podepsali a opatrili pecetemi. 


Däno v Praze dne 27. cervence 2001 ve dvou püvodnich 
vyhotovenich, kazde v jazyce nemeckem a ceskem, pricemz 
obe zneni maji stejnou platnost. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Spolkovou republiku Nemecko 

Andreas Meitzner 
Ulrike Mäscher 


Für die Tschechische Republik 
Za Ceskou republiku 

Spidla 
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Schlussprotokoll 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über Soziale Sicherheit 

Zäverecny protokol 
ke Smlouve 

mezi Spolkovou republikou Nemecko 
a Ceskou republikou 
o sociälnim zabezpeceni 


Bei der Unterzeichnung des heute zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Tschechischen Republik geschlosse- 
nen Abkommens über Soziale Sicherheit erklären die Bevoll- 
mächtigten beider Vertragsstaaten, dass Einverständnis über 
Folgendes besteht: 

1. Zu Artikel 2 des Abkommens: 

Für die in der Bundesrepublik Deutschland bestehende hüt- 
tenknappschaftliche Zusatzversicherung und für die Alters- 
sicherung der Landwirte gelten die besonderen Bestimmun- 
gen des Abkommens über Rentenversicherung (Teil II Kapi- 
tel 3) nicht. 

2. Zu Artikel 4 des Abkommens: 

a) Versicherungslastregelungen in den zwischenstaat- 
lichen Übereinkünften beider Vertragsstaaten bleiben 
unberührt. 

b) Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, die die Mitwir- 
kung der Versicherten und der Arbeitgeber in den Orga- 
nen der Selbstverwaltung der Träger und der Verbände 
sowie in der Rechtsprechung der Sozialen Sicherheit 
gewährleisten, bleiben unberührt. 

c) Tschechische Staatsangehörige, die sich gewöhnlich 
außerhalb des Hoheitsgebiets der Bundesrepublik 
Deutschland aufhalten, sind zur freiwilligen Versicherung 
in der deutschen Rentenversicherung berechtigt, wenn 
sie zu dieser für mindestens 60 Monate Beiträge wirk- 
sam entrichtet haben; günstigere innerstaatliche Rege- 
lungen bleiben unberührt. Dies gilt auch für Flüchtlinge 
und Staatenlose (Artikel 3), die sich gewöhnlich im 
Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik aufhalten. 

3. Zu Artikel 5 des Abkommens: 

a) Für Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt im Hoheits- 
gebiet der Tschechischen Republik gilt die Bestimmung 
über die Gleichstellung der Hoheitsgebiete (Artikel 5) in 


Pri podpisu Smlouvy o sociälnim zabezpeceni uzavrene dnes 
mezi Spolkovou republikou Nemecko a Ceskou republikou 
prohläsili zmocnenci obou smluvnlch stätü, ze se dohodli na 
näsledujlclm: 


1. K clänku 2 Smlouvy: 

Pro hutnf a hornicke pripojisteni a pro starobnl pojistenl 
zemedelcü existujlcl ve Spolkove republice Nemecko 
neplatl zvlästnf ustanovenl Smlouvy o düchodovem 
pojistenl (cäst II, 3. kapitola). 


2. K clänku 4 Smlouvy: 

a) Üpravy pojistnych zävazkü v mezistätnlch smlouväch 
obou smluvnlch stätü züstävajl nedotceny. 

b) Prävnl predpisy jednoho smluvnlho stätü, ktere zarucu- 
jl spolupüsobenf pojistencü a zamestnavatelü v 
orgänech samosprävy nositelü pojistenl, svazü a v judi- 
kature sociälnlho zabezpeceni, züstävajl nedotceny. 

c) Cestl stätnl pflslusmci, kterl obvykle pobyvajl mimo 
vysostne üzeml Spolkove republiky Nemecko, maji 
prävo se nechat dobrovolne pojistit v rämci nemeckeho 
düchodoveho pojistenl za predpokladu, ze skutecne 
zaplatili nejmene 60 meslcmch prlspevkü do düchodo- 
veho pojistenl; vyhodnejsl vnitrostätnl üpravy züstävajl 
nedotceny. Toto platl i pro uprchllky a osoby bez stätnl 
prlslusnosti (clänek 3), ktere obvykle pobyvajl na 
vysostnem üzeml Ceske republiky. 

3. K clänku 5 Smlouvy: 

a) Pro osoby s obvyklym pobytem na vysostnem üzeml 
Ceske republiky platl ustanovenl o rovnosti vysostnych 
üzeml (clänek 5) ohledne düchodu podle nemeckych 
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Bezug auf eine Rente nach den deutschen Rechtsvor- 
schriften wegen verminderter Erwerbsfähigkeit nur, 
wenn der Anspruch unabhängig von der jeweiligen 
Arbeitsmarktlage besteht. 

b) Die deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen aus 
Arbeitsunfällen (Berufskrankheiten), die nicht im Ho- 
heitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland eingetreten 
sind, sowie über Leistungen aus Versicherungszeiten, 
die nicht im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land zurückgelegt sind, bleiben unberührt. 

c) Die Bestimmungen der tschechischen Rechtsvorschrif- 
ten über die Kürzung der Rente um die im Ausland 
zurückgelegten Versicherungszeiten bei Personen, die 
sich auf dem Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik 
nicht gewöhnlich aufhalten, bleiben unberührt. 

d) Die deutschen Rechtsvorschriften über das Erbringen 
von Leistungen zur Rehabilitation durch die Träger der 
Rentenversicherung bleiben unberührt. 

e) Die deutschen Rechtsvorschriften, die das Ruhen von 
Ansprüchen aus der Rentenversicherung für Personen 
vorsehen, die sich einem gegen sie betriebenen Straf- 
verfahren durch Aufenthalt im Ausland entziehen, wer- 
den nicht berührt. 

f) Voraussetzung für den Anspruch auf eine volle Invali- 
ditätsrente bei Personen, deren Vollinvalidität vor Erlan- 
gen des 18. Lebensjahres eingetreten ist und die die 
erforderlichen Versicherungszeiten nicht zurückgelegt 
haben, ist gemäß den tschechischen Rechtsvorschriften 
der ständige Aufenthalt im Hoheitsgebiet der Tschechi- 
schen Republik. 

g) Die Gleichstellung der Hoheitsgebiete in Bezug auf die 
Entstehung des Anspruchs auf Leistungen oder deren 
Gewährung gilt auch für die Erwerbstätigkeit, soweit 
diese nach den tschechischen Rechtsvorschriften für 
den Anspruch und die Auszahlung der Leistung maß- 
gebend ist. 

4. Zu den Artikeln 6 bis 11 des Abkommens: 

a) Untersteht eine Person nach den Bestimmungen des 
Abkommens über die Versicherungspflicht 

- den deutschen Rechtsvorschriften, so finden in glei- 
cher Weise auf sie und ihren Arbeitgeber auch die 
deutschen Vorschriften über die Versicherungs- 
pflicht nach dem Recht der Arbeitsförderung und der 
Pflegeversicherung Anwendung; 

- den tschechischen Rechtsvorschriften, so finden in 
gleicher Weise auf sie und ihren Arbeitgeber auch die 
tschechischen Rechtsvorschriften über die Beschäf- 
tigung - soweit sie die Leistungen im Falle einer 
Arbeitslosigkeit regeln - Anwendung. 

b) Arbeitgeber von entsandten Arbeitnehmern sind ver- 
pflichtet, auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes und der 
Unfallverhütung mit den dafür zuständigen Trägern und 
Organisationen des Staates, in dem der Arbeitnehmer 
beschäftigt ist, zusammenzuarbeiten. Weiter gehende 
Verpflichtungen nach den innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften bleiben unberührt. 

5. Zu Artikel 7 des Abkommens: 

Die festgesetzte Frist beginnt für Personen, die am Tag des 
Inkrafttretens des Abkommens beschäftigt sind, mit diesem 
Tag. 

6. Zu Artikel 9 des Abkommens: 

Die deutschen Rechtsvorschriften der Unfallversicherung 
zum Versicherungsschutz bei Hilfeleistungen und anderen 
beschäftigungsunabhängigen Handlungen im Ausland blei- 
ben unberührt. 


prävmch predpisü na zäklade omezene pracovm 
schopnosti pouze tehdy, jestlize tento närok existuje 
bez zävislosti na situaci na trhu präce. 

b) Nemecke prävni predpisy o dävkäch pri pracovmch üra- 
zech (nemocech z povoläni), ktere se neprihodily na 
vysostnem üzemi Spolkove republiky Nemecko, a o 
dävkäch za doby pojisteni, ktere nebyly ziskäny na 
vysostnem üzemi Spolkove republiky Nemecko, 
züstävaji nedotceny. 

c) Ustanoveni ceskych prävmch predpisü o snfzeni 
düchodu za doby pojistem ziskane v cizine u osob, 
ktere se na vysostnem üzemi Ceske republiky obvykle 
nezdrzuji, züstävaji nedotcena. 

d) Nemecke prävni predpisy o dävkäch poskytovanych za 
ücelem rehabilitace nositelem düchodoveho pojistem 
züstävaji nedotceny. 

e) Nemecke prävni predpisy, ktere stanovi pozastaveni 
närokü z düchodoveho pojistem osobe, kterä se vyhybä 
proti ni vedenemu trestnimu stihäni pobytem v zahra- 
nici, züstävaji nedotceny. 

f) Podminkou pro vznik näroku na plny invalidm düchod 
podle ceskych prävmch predpisü osob, u nichz plnä 
invalidita vznikla pred dosazenim 18 let veku a ktere 
nebyly ücastny pojistem po potrebnou dobu, je trvaly 
pobyt na vysostnem üzemi Ceske republiky. 


g) Rovnost vysostnych üzemi pro vznik näroku na dävky 
nebo jejich poskytoväni plati i pro vydelecnou cinnost, 
pokud je podle ceskych prävmch predpisü rozhodnä pro 
närok a vyplatu dävky. 


4. K clänku 6 az 1 1 Smlouvy: 

a) Podlehä-Ii osoba podle ustanoveni Smlouvy o povinnos- 
ti pojistem: 

- nemeckym prävnim predpisüm, vztahuji se na tuto 
osobu a jejiho zamestnavatele rovnez i nemecke 
prävni predpisy o povinnosti sociälmho pojistem 
podle zäkona o podpore pracovmch prilezitosti a 
povinnosti osetrovatelskeho pojisteni; 

- ceskym prävnim predpisüm, vztahuji se na tuto 
osobu a jejiho zamestnavatele i ceske prävni 
predpisy o zamestnanosti, pokud upravuji dävky v 
pripade nezamestnanosti. 

b) Zamestnavatele vyslanych pracovnikü jsou povinni 
spolupracovat v oblasti bezpecnosti präce a ürazove 
prevence s prislusnymi nositeli pojisteni a organizacemi 
stätu, ve kterem je pracovmk zamestnän. Dalsi povin- 
nosti stanovene vnitrostätnimi prävnimi predpisy 
züstävaji nedotceny. 


5. K clänku 7 Smlouvy: 

Lhüta stanovenä pro osoby, ktere jsou ke dni vstupu v plat- 
nost teto smlouvy zamestnäny, zacinä timto dnem. 


6. K clänku 9 Smlouvy: 

Nemecke prävni predpisy o ürazovem pojisteni k zacho- 
väni pojistne ochrany pri poskytoväni pomoci a pri jinych na 
zamestnäni nezävislych jednäni v zahranici züstävaji 
nedotceny. 
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7. Zu Artikel 10 des Abkommens: 

a) Die in Absatz 2 festgesetzte Frist beginnt für Personen, 
die am Tag des Inkrafttretens des Abkommens beschäf- 
tigt sind, mit diesem Tag. 

b) Öffentliche Arbeitgeber im Sinne des Absatzes 3 sind 
der Bund, die Länder, die Gemeinden oder Gemeinde- 
verbände sowie Körperschaften, Anstalten und Stiftun- 
gen des öffentlichen Rechts oder Verbände von solchen. 

8. Zu Artikel 10 Absatz 1 und Artikel 11 des Abkommens: 

Unterliegt bei Anwendung der Artikel 10 Absatz 1 und 11 
des Abkommens die betroffene Person den deutschen 
Rechtsvorschriften, so gilt sie als an dem Ort beschäftigt 
oder tätig, an dem sie zuletzt vorher beschäftigt oder tätig 
war, wobei eine durch die vorherige Anwendung des Arti- 
kels 7 des Abkommens zustande gekommene andere 
Regelung weiter gilt. War sie vorher nicht im Hoheitsgebiet 
der Bundesrepublik Deutschland beschäftigt oder tätig, so 
gilt sie als an dem Ort beschäftigt oder tätig, an dem die 
deutsche zuständige Behörde ihren Sitz hat. 

9. Zu Artikel 13 des Abkommens: 

a) Satz 1 2. Halbsatz gilt nicht für Personen, die allein eine 
Rente nach den tschechischen Rechtsvorschriften be- 
ziehen und den gewöhnlichen Aufenthalt in das Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik Deutschland verlegen. 

b) Die Versicherung wird in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, soweit sich aus den deutschen Rechtsvorschriften 
nichts anderes ergibt, bei einer vom Versicherten zu 
wählenden Krankenkasse fortgesetzt. 

10. Zu Artikel 14 des Abkommens: 

a) Im Falle des Absatzes 1 Buchstabe b ist die Sach- 
leistungsaushilfe (Artikel 16) durch den Träger des 
Aufenthaltsorts davon abhängig, dass dieser vor der 
Leistungserbringung einen Vorschuss in Höhe der 
voraussichtlichen Leistungsaufwendungen erhält. 

b) Bei Inanspruchnahme von Krankenhauspflege in 
Deutschland in Fällen des Absatzes 1 Buchstabe a kann 
der zuständige tschechische Träger sich unmittelbar mit 
dem Krankenhaus, in dem die betreffende Person sich 
aufhält, in Verbindung setzen, um zu erfragen, ob der 
Gesundheitszustand dieser Person einen Rücktransport 
zulässt. Der Krankenhausarzt ist insoweit zur Auskunft 
verpflichtet. Die Beurteilung des Krankenhausarztes 
über die Möglichkeit des Rücktransports ist für den 
tschechischen Träger bindend. Ein Rücktransport wird 
von dem zuständigen tschechischen Träger organisiert 
und bezahlt. Solange der Rücktransport nicht durchge- 
führt wird, erstattet der zuständige tschechische Träger 
weiter die dem deutschen Träger entstehenden Kosten. 

c) Die Einschränkungen des Absatzes 1 Buchstaben a 
und b gelten nicht bei Dialysebehandlung. 

d) Absatz 1 Buchstabe b findet in Bezug auf ambulante und 
stationäre Vorsorge- und Rehabilitationsmaßnahmen 
der Krankenversicherung nur Anwendung, sofern die für 
den zuständigen Träger maßgebenden innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften dies bestimmen. 

e) Die Einschränkung des Absatzes 1 Buchstabe a gilt 
nicht für einen in Artikel 10 Absatz 1 und 3 genannten 
Arbeitnehmer deutscher Staatsangehörigkeit, der sich 
vor Beginn der Beschäftigung gewöhnlich im Hoheitsge- 
biet der Tschechischen Republik aufgehalten hat. 

11. Zu Artikel 20 des Abkommens: 

Nummer 10 Buchstaben a, b und e dieses Schlussproto- 
kolls gilt entsprechend. 


7. K clänku 10 Smlouvy: 

a) Lhüta stanovenä v odstavci 2 zacinä pro osoby, ktere 
jsou ke dni vstupu v platnost teto smlouvy zamestnäny, 
bezet timto dnem. 

b) Verejnym zamestnavatelem ve smyslu odstavce 3 je 
stät, zeme, obce nebo jejich sdruzenl, jakoz i verejno- 
prävnl instituce, organizace a nadace nebo jejich svazy. 


8. K clänku 10, odstavec 1 a k clänku 11 Smlouvy: 

Podlehä-Ii prislusnä osoba pri provädenl clänku 10, odsta- 
vec 1 a clänku 1 1 Smlouvy nemeckym prävm'm predpisüm, 
platl pro ni, ze je zamestnäna v tom miste, kde byla predtlm 
naposledy zamestnäna, pricemz ta üprava, jez vzesla z 
predchoziho provädenl clänku 7 Smlouvy, züstävä nadäle 
v platnosti. Nebyla-Ii tato osoba predtlm na vysostnem 
üzeml Spolkove republiky Nemecko zamestnäna, platl pro 
ni, ze je zamestnäna v tom miste, kde mä sldlo prlslusny 
nemecky ürad. 

9. K clänku 13 Smlouvy: 

a) Veta prvnl, jejl druhä cäst, neplatl pro osoby, ktere 
poblrajl pouze düchod podle ceskych prävnlch predpisü 
a ktere prelozl mi'sto sveho obvykleho pobytu na 
vysostne üzeml Spolkove republiky Nemecko. 

b) Pokud z nemeckych prävnlch predpisü nevyplyvä neco 
jineho, pokracuje pojistenl ve Spolkove republice 
Nemecko u nemocenske pokladny, kterou si pojistenec 
zvoll. 

10. K clänku 14 Smlouvy: 

a) V prlpade odstavce 1 , plsmene b) zävisl vypomoc ve 
vecnych dävkäch (clänek 16) nositelem pojistenl v 
miste pobytu na tom, jestli tento obdrzl pred poskyt- 
nutlm dävky zälohu ve vysi ocekävanych näkladü 
dävek. 

b) Pri uplatnenl näroku na nemocnicnl peci v Nemecku v 
prlpadech podle odstavce 1, plsmene a) se müze 
prlslusny cesky nositel pn'rno spojit s nemocnicl, ve 
ktere je dotycnä osoba osetroväna, aby zjistil, zda zdra- 
votnl stav teto osoby dovoluje prepravu zpet. Lekar v 
nemocnici je v tomto smeru povinen podat informaci. 
Posouzenl lekare nemocnice je v otäzce moznosti zpet- 
ne prepravy pro ceskeho nositele zävazne. Prepravu 
zpet organizuje a platl prlslusny cesky nositel. Do doby, 
dokud k preprave nedojde, hradl näklady vznikle 
nemeckemu nositeli nadäle prlslusny cesky nositel. 


c) Omezenl uvedene v odstavci 1 , plsmena a) a b), neplatl 
pro dialyzu. 

d) Odstavec 1 , plsmeno b) Ize pouzlt pro ambulantnl a sta- 
cionärnl peci a rehabilitacnl opatreni v rämci nemo- 
censkeho pojistenl jen tehdy, pokud tak stanovl vnitro- 
stätnl prävnl predpisy, kterymi se rldl prlslusny nositel. 

e) Omezenl uvedene v odstavci 1, plsmeno a), se nevz- 
tahuje na zamestnance s nemeckou stätnl prlslusnostl 
uvedeneho v clänku 10, odstavci 1 a 3, ktery se pred 
zacätkem zamestnänl obvykle zdrzoval na vysostnem 
üzeml Ceske republiky. 

11. K clänku 20 Smlouvy: 

Bod 10, plsmena a), b) a e) tohoto zäverecneho protokolu 
platl obdobne. 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-25- 


Drucksache 14/8212 


12. Zu Artikel 31 des Abkommens: 

Absatz 1 gilt entsprechend für Urteile, Bescheide und ande- 
re zustellungsbedürftige Schriftstücke, die bei der Durch- 
führung des deutschen Gesetzes über die Versorgung 
der Opfer des Krieges und derjenigen Gesetze, die eine 
entsprechende Anwendung dieses Gesetzes vorsehen, 
erlassen werden. 

13. Zu Artikel 39 Absatz 5 des Abkommens: 

Die Neufeststellung erfolgt, wenn sich allein aufgrund der 
Bestimmungen des Abkommens eine Änderung ergibt. 

14. Die deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen für nach 
dem Fremdrentenrecht zu entschädigende Arbeitsunfälle 
(Berufskrankheiten) sowie über Leistungen für nach dem 
Fremdrentenrecht anrechenbare Versicherungszeiten blei- 
ben unberührt. 


12. K clänku 31 Smlouvy: 

Odstavec 1 plati i pro dorucoväm rozsudkü, rozhodnuti a 
jinych pfsemnostf vydävanych pri provädem nemeckeho 
zäkona o zabezpeceni obetf välky a tech zäkonü, ktere 
tento postup pripoustejL 

13. K clänku 39, odstavci 5 Smlouvy: 

K novemu vymereni dojde tehdy, pokud zmena vyplyne 
pouze z ustanovem Smlouvy. 

14. Nennecke prävni predpisy o dävkäch pri pracovnich üra- 
zech (nemocech z povolänf), ktere se odskodnujf podle 
prävnich predpisü o düchodech cizincü, a o dävkäch za 
doby pojisteni zapocitatelne podle prävnich predpisü o 
düchodech cizincü, züstävaji nedotceny. 
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Vereinbarung 

zur Durchführung des Abkommens vom 27. Juli 2001 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über Soziale Sicherheit 

Ujednäni 

o provädem Smlouvy ze dne 27. cervence 2001 
mezi Spolkovou republikou Nemecko 
a Ceskou republikou 
o sociälnim zabezpeceni 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Tschechischen Republik - 

auf der Grundlage des Artikels 35 Absatz 1 des Abkommens 
vom 27. Juli 2001 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik über Soziale Sicherheit, im 
Folgenden als „Abkommen“ bezeichnet - 

haben Folgendes vereinbart: 


Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

In den Bestimmungen dieser Vereinbarung werden die im 
Abkommen enthaltenen Begriffe in der dort festgelegten Bedeu- 
tung verwendet. 

Artikel 2 
Aufklärung 

Den nach Artikel 35 Absatz 2 des Abkommens eingerichteten 
Verbindungsstellen und den zuständigen deutschen Trägern 
nach Artikel 35 Absatz 4 des Abkommens obliegt im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit die allgemeine Aufklärung der in Betracht 
kommenden Personen über die Rechte und Pflichten nach dem 
Abkommen. 


Vläda Spolkove republiky Nemecko 
a 

vläda Ceske republiky 

na zäklade clänku 35 odstavce 1 Smlouvy z 27. cervence 
2001 mezi Spolkovou republikou Nemecko a Ceskou republikou 
o sociälm'm zabezpeceni, däle jen „Smlouva“, 

se dohodly takto: 

Cast I 

Vseobecnä ustanoveni 

Clänek 1 

Definice 

Vyrazy v ustanovenich tohoto ujednäni budou pouziväny ve 
vyznamu stanovenem ve Smlouve. 

Clänek 2 

Poskytoväni informaci 

Zrizenä stycnä mi'sta podle clänku 35 odstavce 2 Smlouvy a 
pfislusni nemecti nositele podle clänku 35 odstavce 4 Smlouvy 
maji v rämci sve püsobnosti povinnost obecne poucit dotcene 
osoby o jejich prävech a povinnostech podle Smlouvy. 
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Artikel 3 

Mitteilungspflichten 

(1) Die in Artikel 35 Absätze 2 und 4 und in Artikel 27 des 
Abkommens genannten Stellen haben im Rahmen ihrer Zustän- 
digkeit einander und den betroffenen Personen die Tatsachen 
mitzuteilen und die Beweismittel zur Verfügung zu stellen, die zur 
Sicherung der Rechte und Pflichten erforderlich sind, die sich 
aus den in Artikel 2 Absatz 1 des Abkommens genannten 
Rechtsvorschriften sowie dem Abkommen und dieser Verein- 
barung ergeben. 

(2) Hat eine Person nach den in Artikel 2 Absatz 1 des Abkom- 
mens genannten Rechtsvorschriften, nach dem Abkommen oder 
nach dieser Vereinbarung die Pflicht, dem Träger oder einer 
anderen Stelle bestimmte Tatsachen mitzuteilen, so gilt diese 
Pflicht auch in Bezug auf entsprechende Tatsachen, die im 
Gebiet des anderen Vertragsstaats oder nach dessen Rechts- 
vorschriften gegeben sind. Dies gilt auch, soweit eine Person 
bestimmte Beweismittel zur Verfügung zu stellen hat. 

Artikel 4 

Bescheinigung über die 
anzuwendenden Rechtsvorschriften 

(1) In den Fällen der Artikel 7, 10 und 11 des Abkommens 
erteilt der zuständige Träger des Vertragsstaats, dessen Rechts- 
vorschriften anzuwenden sind, in Bezug auf die in Betracht kom- 
mende Beschäftigung auf Antrag eine Bescheinigung darüber, 
dass der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber diesen Rechtsvor- 
schriften unterstehen. Diese Bescheinigung muss in den Fällen 
der Artikel 7 und 1 1 des Abkommens mit einer bestimmten Gül- 
tigkeitsdauer versehen sein. 

(2) Sind die deutschen Rechtsvorschriften anzuwenden, so 
stellt der Träger der Krankenversicherung, an den die Beiträge 
zur Rentenversicherung abgeführt werden, andernfalls die Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin, diese Bescheini- 
gung aus. 

(3) Sind die tschechischen Rechtsvorschriften anzuwenden, so 
stellt die tschechische Verwaltung für Soziale Sicherheit, Prag, 
diese Bescheinigung aus. 

Artikel 5 
Zahlverfahren 

Geldleistungen an Empfänger im Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaats können unmittelbar oder unter Einschaltung von 
Verbindungsstellen oder der zuständigen deutschen Träger nach 
Artikel 35 Absatz 4 des Abkommens ausgezahlt werden. 


Abschnitt II 

Besondere Bestimmungen 

Kapitel 1 

Krankenversicherung 

Artikel 6 

Nachweis der Arbeitsunfähigkeit 

(1) Für den Bezug von Geldleistungen bei Aufenthalt im 
Hoheitsgebiet des Vertragsstaats, in dem der zuständige Träger 
nicht seinen Sitz hat, legt die betreffende Person im Falle einer 
ambulanten Behandlung innerhalb von drei Arbeitstagen nach 
Eintritt der Arbeitsunfähigkeit dem Träger des Aufenthaltsorts 
eine ärztliche Bescheinigung über ihre Arbeitsunfähigkeit vor. 
Der Träger des Aufenthaltsorts überprüft und bestätigt die 
Arbeitsunfähigkeit der Person innerhalb von drei Arbeitstagen 
und teilt das Ergebnis unverzüglich dem zuständigen Träger mit. 
Die Überprüfung erfolgt in der gleichen Weise wie bei der Über- 
prüfung der eigenen Versicherten. 


Clänek 3 

Oznamovaci povinnost 

(1) Instituce uvedene v clänku 35 odstavcich 2 a 4 a v clänku 
27 Smlouvy maji v rämci sve püsobnosti povinnost sdelovat si 
navzäjem a dotcenym osobäm skutecnosti a dävat k dispozici 
dükazni prostredky, ktere jsou potrebne pro zajisteni präv a 
povinnost! vyplyvajicich z prävnich predpisü uvedenych v clän- 
ku 2 odstavci 1 Smlouvy, jakoz i ze Smlouvy a tohoto ujednänf. 


(2) Je-Ii osoba podle prävnich predpisü uvedenych v clänku 2 
odstavci 1 Smlouvy, podle Smlouvy nebo podle tohoto ujednäni 
povinna sdelit nositeli nebo jine instituci urcite skutecnosti, tak 
plati tato povinnost i v souvislosti s obdobnymi skutecnostmi, 
ktere jsou däny na üzemi druheho smluvm'ho stätu nebo podle 
jeho prävnich predpisü. Totez plati, pokud mä osoba poskytnout 
urcity dükazni' prostredek. 


Clänek 4 

Potvrzeni o pouziväni prävnich predpisü 

(1) V pripadech clänku 7, 10 a 11 Smlouvy prislusny nositel 
smluvm'ho stätu, jehoz prävni predpisy se maji pro dane 
zamestnäm pouzit, vystavi na zädost potvrzeni o tom, ze 
zamestnanec a zamestnavatel podlehaji temto prävm'm 
predpisüm. Toto potvrzeni musi v pripadech clänku 7 a 11 
Smlouvy obsahovat vymezeni doby platnosti. 


(2) Pouzivaji-Ii se nemecke prävni predpisy, vystavi toto pot- 
vrzem' nositel nemocenskeho pojisteni, kteremu se odvädeji 
prispevky na düchodove pojisteni, v ostatm'ch pripadech Spol- 
kovä pojist’ovna pro zamestnance, Berlin. 

(3) Pouzivaji-Ii se ceske prävni predpisy, vystavi toto potvr- 
zeni Ceskä spräva sociälm'ho zabezpeceni, Praha. 

Clänek 5 
Zpüsob platby 

Penezite dävky mohou byt prijemci na vysostnem üzemi 
druheho smluvm'ho stätu vyplaceny primo nebo prostrednictvi'm 
stycnych mist nebo prislusnych nemeckych nositelü uvedenych 
v clänku 35, odstavci 4 Smlouvy. 

Cast II 

Zvlästni ustanoveni 

1 . kapitola 

Nemocenske pojisteni 

Clänek 6 

Potvrzeni o pracovni neschopnosti 

(1) Pro pobiräm penezitych dävek pri pobytu na vysostnem 
üzemi smluvm'ho stätu, ve kterem prislusny nositel nemä sve 
sidlo, predlozi dotycnä osoba v pripade ambulantniho osetfeni 
do tri pracovm'ch dnü od vzniku pracovni neschopnosti nositeli v 
miste pobytu lekarske potvrzeni o pracovni neschopnosti. Nosi- 
tel v miste pobytu prezkoumä a potvrdi pracovni neschopnost 
osoby do tri pracovnich dnü a vysledek sdeli neprodlene 
pfislusnemu nositeli. Pfezkoumäm probihä stejnym zpüsobem 
jako u vlastnich pojistencü. 
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(2) Geht die Arbeitsunfähigkeit über die voraussichtliche Dauer 
hinaus, so wird Absatz 1 entsprechend angewandt. 

Artikel 7 

Anspruchsbescheinigung für Sachleistungen 

Zur Inanspruchnahme von Sachleistungen nach dem Ab- 
kommen hat der Berechtigte dem Träger des Aufenthaltsorts 
(Artikel 16 Absatz 1 des Abkommens) eine vom zuständigen 
Träger ausgestellte Bescheinigung vorzulegen. 


(2) Trvä-Ii pracovnl neschopnost dele nez se ocekävalo, 
pouzije se obdobne odstavec 1 . 

Clänek 7 

Potvrzem' näroku na vecne dävky 

K cerpänl vecnych dävek podle Smlouvy musf oprävneny 
predlozit nositeli v miste pobytu (clänek 16 odstavec 1 Smlouvy) 
potvrzem vydane prislusnym nositelem. 


Kapitel 2 

Unfallversicherung 

Artikel 8 

Nachweis der Arbeitsunfähigkeit 

Die Bestimmung des Artikels 6 über den Nachweis der Arbeits- 
unfähigkeit gilt entsprechend. 

Artikel 9 

Anspruchsbescheinigung für Sachleistungen 

Zur Inanspruchnahme von Sachleistungen nach dem Abkom- 
men hat der Berechtigte dem Träger des Aufenthaltsorts 
(Artikel 22 Absatz 1 des Abkommens) eine vom zuständigen Trä- 
ger ausgestellte Bescheinigung vorzulegen. 


2. kapitola 
Ürazove pojisteni 

Clänek 8 

Potvrzem o pracovnf neschopnosti 

Ustanovenf clänku 6 o potvrzenf pracovnl neschopnosti platl 
obdobne. 

Clänek 9 

Potvrzem' näroku na vecne dävky 

K cerpänl vecnych dävek podle Smlouvy musl oprävneny 
predlozit nositeli v miste pobytu (clänek 22 odstavec 1 Smlouvy) 
potvrzenf vydane prislusnym nositelem. 


Artikel 10 

Arbeitsunfallanzeige 

(1) Für die Anzeige des Arbeitsunfalls (Berufskrankheit) gelten 
die Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, nach denen die Per- 
son versichert ist. 

(2) Die Anzeige wird dem zuständigen Träger erstattet, der 
davon unverzüglich den Träger des Aufenthaltsorts unterrichtet. 
Geht dem Träger des Aufenthaltorts die Anzeige zu, so übersen- 
det er sie unverzüglich dem zuständigen Träger. 


Clänek 10 

Oznämenl o pracovnlch ürazech 

(1) Pro oznämenl pracovnlho ürazu (nemoci z povolänl) platl 
prävnl predpisy smluvnlho stätu, podle kterych je osoba 
pojistena. 

(2) Oznämenl se zasle prislusnemu nositeli, ktery o tom 
neprodlene informuje nositele v miste pobytu. Obdrzl-Ii oznä- 
menl nositel v miste pobytu, zasle ho neprodlene prislusnemu 
nositeli. 


Kapitel 3 

Rentenversicherung 

Artikel 1 1 

Umrechnung von Versicherungszeiten 

(1) Bei der Zusammenrechnung von Versicherungszeiten für 
den Leistungsanspruch nach den deutschen Rechtsvorschriften 
aufgrund des Artikels 24 des Abkommens werden Versiche- 
rungszeiten nach den tschechischen Rechtsvorschriften wie folgt 
umgerechnet: 

Es entsprechen 

- dreißig Tage einem Monat und 

- dreihundertsechzig Tage zwölf Monaten. 

Dieses Verfahren darf nicht dazu führen, dass für ein Kalender- 
jahr eine Versicherungszeit von mehr als zwölf Monaten berück- 
sichtigt wird. 

(2) Die Tage, die gemäß Absatz 1 einem Teil eines Monats ent- 
sprechen, gelten als ganzer Monat. 

(3) Bei der Zusammenrechnung von Versicherungszeiten für 
den Leistungsanspruch nach den tschechischen Rechtsvor- 
schriften aufgrund des Artikels 24 des Abkommens werden 
Versicherungszeiten nach den deutschen Rechtsvorschriften wie 
folgt umgerechnet: 

- zwölf Monate entsprechen dreihundertfünfundsechzig Tagen; 

- bei einer kürzeren Zeit als zwölf Monaten entspricht ein Monat 
dreißig Tagen. 


3. kapitola 
Düchodove pojisteni 

Clänek 11 

Prepocet dob pojisteni 

(1) Pri scltänl dob pojisteni pro stanovenl näroku na dävku 
podle nemeckych prävnlch predpisü na zäklade clänku 24 
Smlouvy budou doby pojisteni zlskane podle ceskych prävnlch 
predpisü prepocteny näsledovne: 


- tricetdnl odpovldä jednomu meslci a 

- tristasedesät dnl odpovldä dvanäcti meslcüm. 


(2) Dny, ktere podle odstavce 1 odpovldajl cästi jednoho 
meslce, platl jako cely meslc. 

(3) Pri scltänl dob pojisteni pro stanovenl näroku na dävku 
podle ceskych prävnlch predpisü na zäklade clänku 24 Smlouvy 
budou doby pojisteni zlskane podle nemeckych prävnlch 
predpisü prepocteny näsledovne: 

- dvanäct meslcü odpovldä tristasedesätipeti dnüm; 

- pri dobe kratsl nez dvanäct meslcü odpovldä jeden meslc 
triceti dnüm. 
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Kapitel 4 
Verschiedenes 

Artikel 12 
Statistiken 

Die nach Artikel 35 Absatz 2 des Abkommens eingerichteten 
Verbindungsstellen und die zuständigen deutschen Träger nach 
Artikel 35 Absatz 4 des Abkommens erstellen und übermitteln 
einander jährlich, jeweils nach dem Stand vom 31. Dezember, 
Statistiken über die in das Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staats vorgenommenen Rentenzahlungen. Die Angaben sollen 
sich nach Möglichkeit auf die Rentenarten, Zahl und Gesamtbe- 
trag der ausgezahlten Renten und Abfindungen erstrecken. 


Abschnitt III 
Schlussbestimmung 
Artikel 13 

Inkrafttreten und Vereinbarungsdauer 

(1) Diese Vereinbarung tritt an dem Tag in Kraft, an dem die 
Regierungen beider Vertragsstaaten einander mitgeteilt haben, 
dass die nach innerstaatlichem Recht niedergelegten erforder- 
lichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten der Vereinbarung 
erfüllt sind. Maßgebend ist der Tag des Eingangs der letzten 
Mitteilung. 

(2) Die Vereinbarung ist vom Tag des Inkrafttretens des 
Abkommens an anzuwenden und gilt für dieselbe Dauer. 


Geschehen zu Prag am 27. Juli 2001 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und tschechischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


4. kapitola 
Rüzne 

Clänek 12 
Statistiky 

Stycnä mfsta zh'zenä podle clänku 35 odstavce 2 Smlouvy a 
pnslusnf nemecti nositele podle clänku 35 odstavce 4 Smlouvy 
kazdorocne vypracujf a vzäjemne si zaslou, vzdy podle stavu k 
31. prosinci, statistiky o düchodech vyplacenych na vysostne 
üzemi druheho smluvm'ho statu. Üdaje by mely podle moznosti 
obsahovat druh, pocet a celkovou cästku vyplacenych düchodü 
a odstupneho. 


Cast III 

Zäverecne ustanovem 

Clänek 13 

Vstup v platnost a doba platnosti Ujednäm 

(1) Toto ujednäm vstoupi v platnost dnem, kdy si vlädy obou 
smluvm'ch stätü sdelf, ze byly splneny potrebne podmi'nky sta- 
novene vnitrostätm'm prävem pro vstup Ujednäm v platnost. 
Rozhodujicf je den obdrzenf pozdejsi z not. 


(2) Ujednäm se bude provädet ode dne vstupu Smlouvy v 
platnost a züstane v platnosti po stejnou dobu. 


Däno v Praze dne 27. cervence 2001 ve dvou püvodmch 
vyhotovemch, kazde v jazyce nemeckem a ceskem, pricemz 
obe zneni maji stejnou platnost. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Za vlädu Spolkove republiky Nemecko 

Andreas Meitzner 
Ulrike Mäscher 


Für die Regierung der Tschechischen Republik 
Za vlädu Ceske republiky 

S p f d I a 
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Denkschrift 

I. Allgemeines 

Das Abkommen regelt in umfassender Weise die 
Beziehungen zwischen den beiden Staaten im Bereich 
der gesetzlichen Renten-, Kranken- und Unfallversiche- 
rung. Es begründet unter Wahrung des Grundsatzes der 
Gegenseitigkeit Rechte und Pflichten insbesondere von 
Einwohnern beider Staaten in Bezug auf die innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften über Soziale Sicherheit im Rah- 
men des sachlichen Geltungsbereichs des Abkommens. 
Vorgesehen ist u.a. die Gleichbehandlung der beider- 
seitigen Staatsangehörigen, die Zusammenrechnung 
deutscher und tschechischer Versicherungszeiten für den 
Leistungsanspruch und die uneingeschränkte Rentenzah- 
lung auch bei Aufenthalt im anderen Vertragsstaat. Im 
Bereich der Kranken- und Unfallversicherung werden den 
Versicherten - u.a. auch Touristen - beim Aufenthalt im 
anderen Vertragsstaat Sachleistungen aushilfsweise vom 
dortigen Träger der Kranken- bzw. Unfallversicherung 
erbracht. 

Mit dem Abkommen wird auch den im Zusammenhang 
mit einer Vielzahl von Petitionen ergangenen Beschlüssen 
des Deutschen Bundestages vom 5. Juni 1997 (Druck- 
sache 13/7665) und vom 25. September 1997 (Druck- 
sache 13/8496) Rechnung getragen. Darin wird u.a. im 
Zusammenhang mit der Beendigung der weiteren Anwen- 
dung des Sozialversicherungsabkommens zwischen der 
Deutschen Demokratischen Republik und der Tsche- 
choslowakei empfohlen, möglichst rasch ein Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Tschechischen Republik abzuschließen. 

Die Durchführungsvereinbarung enthält die zur 
Anwendung des Abkommens erforderlichen Bestimmun- 
gen, die vor allem technischer Art sind. Sie betreffen ins- 
besondere Mitteilungspflichten zwischen den Versiche- 
rungsträgern beider Vertragsstaaten, das Ausstellen von 
Bescheinigungen und das Verfahren bei Zahlungen in den 
anderen Vertragsstaat. 

II. Besonderer Teil 

Artikel 1 des Abkommens erläutert die in den nach- 
folgenden Vorschriften wiederholt verwendeten Begriffe. 
Durch die Definition häufig verwendeter Begriffe soll die 
Anwendung des Abkommens erleichtert werden. 

Artikel 2, der durch Nummer 1 des Schlussprotokolls 
ergänzt wird, legt den sachlichen Geltungsbereich des 
Abkommens fest, indem er die innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften nennt, auf die sich das Abkommen bezieht. In 
Artikel 2 Abs. 2 ist klargestellt, dass bei Anwendung 
des Abkommens andere Abkommen oder überstaatliche 
Regelungen unberücksichtigt bleiben. Dies gilt nicht, 
wenn diese zwischenstaatlichen Verträge oder das über- 
staatliche Recht Versicherungslastregelungen enthalten. 

Die unter Nummer 1 des Schlussprotokolls getroffene 
Regelung ergibt sich daraus, dass die hüttenknapp- 
schaftliche Zusatzversicherung und die Alterssicherung 
der Landwirte nicht in die innerstaatlichen Vorschriften 
über die Wanderversicherung einbezogen sind. 


Artikel 3 nennt die Personen, für die das Abkommen 
gilt. 

Artikel 4 enthält den Grundsatz der Gleichbehandlung 
der Staatsangehörigen beider Staaten. Das Recht auf 
Gleichbehandlung wird auch bestimmten weiteren Perso- 
nengruppen zuerkannt. 

Zu Artikel 4 sind unter Nummer 2 des Schlussproto- 
kolls ergänzende Regelungen enthalten. Buchstabe c der 
Bestimmung knüpft für tschechische Staatsangehörige 
mit gewöhnlichem Aufenthalt außerhalb der Bundesrepu- 
blik Deutschland und für Flüchtlinge und Staatenlose mit 
gewöhnlichem Aufenthalt in der Tschechischen Republik 
das Recht zur freiwilligen Versicherung in der deutschen 
Rentenversicherung u.a. an die Voraussetzung einer Vor- 
beitragszeit von 60 Monaten in der deutschen Rentenver- 
sicherung. 

Artikel 5 enthält den Grundsatz, dass Leistungen 
auch erbracht werden können, wenn sich die leistungs- 
berechtigte Person im anderen Vertragsstaat aufhält. 
Nummer 3 des Schlussprotokolls enthält hierzu ergän- 
zende Regelungen. Insbesondere bestimmt Nummer 3 
Buchstabe a des Schlussprotokolls, dass Renten wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit aus der deutschen Ren- 
tenversicherung nicht an Berechtigte mit Aufenthalt in der 
Tschechischen Republik gezahlt werden, wenn bei der 
Feststellung der verminderten Erwerbsfähigkeit nicht nur 
der Gesundheitszustand des Versicherten, sondern auch 
die Lage auf dem deutschen Arbeitsmarkt eine Rolle 
gespielt hat. 

Die Artikel 6 bis 11 enthalten Regelungen darüber, 
welche Rechtsvorschriften über die Versicherungspflicht 
bei einer Kollision der deutschen und tschechischen 
Rechtsvorschriften anzuwenden sind. Dadurch wird eine 
Doppelversicherung vermieden. 

Die Bestimmungen werden durch die Nummer 4 Buch- 
stabe a des Schlussprotokolls ergänzt. Danach finden auf 
Personen, die den Rechtsvorschriften eines Vertrags- 
staats in den Bereichen der Renten-, Kranken- und Unfall- 
versicherung unterstellt sind, auch dessen Rechtsvor- 
schriften über die Versicherungspflicht im Bereich der 
Arbeitslosenversicherung Anwendung. Untersteht eine 
Person den deutschen Rechtsvorschriften, so erstreckt 
sich diese auch auf den Bereich der Pflegeversicherung. 

Nach Artikel 6 richtet sich die Versicherungspflicht 
grundsätzlich nach den Rechtsvorschriften des Vertrags- 
staats, in dessen Hoheitsgebiet die Beschäftigung aus- 
geübt wird (Territorialitätsprinzip). Die Artikel 7 bis 10, 
die durch die Nummern 5 bis 7 des Schlussprotokolls 
ergänzt werden, regeln bestimmte Fallgruppen. 

Artikel 11 beruht auf der Erwägung, dass mitunter die 
auf Grund der vorgenannten Vorschriften vorgenommene 
Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften 
nicht zu befriedigenden Ergebnissen führt und lässt eine 
abweichende Bestimmung zu. 

Die A rt i k e I 1 2 bis 1 7 sowie die Nummern 9 und 1 0 des 
Schlussprotokolls enthalten die besonderen Bestimmun- 
gen über die Krankenversicherung. 
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Artikel 14 bestimmt, dass die nach den Rechtsvor- 
schriften über die Krankenversicherung eines Vertrags- 
staats versicherten Personen unter näher festgelegten 
Voraussetzungen bei - z. B. vorübergehendem - Aufent- 
halt im anderen Vertragsstaat Sachleistungen erhalten 
können. 

Nach Artikel 16 werden die Sachleistungen für Perso- 
nen mit Aufenthalt im anderen Vertragsstaat nach dessen 
Rechtsvorschriften von der dortigen Krankenversiche- 
rung erbracht. Die Kosten werden nach Artikel 17 von 
der Krankenversicherung der Person im Herkunftsstaat 
erstattet. 

Die Artikel 18 bis 23 und die Nummer 11 des Schluss- 
protokolls enthalten die besonderen Regelungen für die 
Unfallversicherung. Insbesondere bestimmt Artikel 20, 
dass Personen, die wegen eines Arbeitsunfalls oder einer 
Berufskrankheit Anspruch auf Sachleistungen nach den 
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats haben, diese 
auch bei Aufenthalt im anderen Vertragsstaat erhalten. 
Die Sachleistungen werden nach den Rechtsvorschriften 
des Aufenthaltsstaats von den dortigen Versicherungs- 
trägern erbracht (Art i kel 22); nach Artikel 23 werden 
die Kosten von der Versicherung der betreffenden Person 
im Herkunftsstaat erstattet. 

Die Artikel 24 bis 26 enthalten die besonderen Rege- 
lungen für die Rentenversicherung. 

Artikel 24 bestimmt, dass Versicherungszeiten, die in 
der deutschen und tschechischen Rentenversicherung 
zurückgelegt worden sind, für die Erfüllung des Leis- 
tungsanspruchs, also vor allem der Wartezeit, soweit 
erforderlich zusammengerechnet werden. 

Artikel 25 enthält nähere Regelungen für die Anwen- 
dung der deutschen, Artikel 26 nähere Regelungen für 
die Anwendung der tschechischen Rechtsvorschriften. 

Die Artikel 27 bis 37, ergänzt um Nummer 12 des 
Schlussprotokolls, enthalten die üblichen Regelungen für 
das Zusammenwirken der in den beiden Vertragsstaaten 
mit der Durchführung des Abkommens betrauten Stellen. 

Artikel 38 regelt die Streitbeilegung. 

Die Artikel 39 bis 42 enthalten Übergangs- und 
Schlussbestimmungen. 


Nach Artikel 1 der Durchführungsvereinbarung haben 
die in der Vereinbarung verwendeten Begriffe die gleiche 
Bedeutung wie im Abkommen. 

Nach Artikel 2 obliegt den zuständigen Verbindungs- 
stellen die allgemeine Aufklärung der betroffenen Perso- 
nen über das Abkommen. 

Artikel 3 regelt die Verwaltungshilfe der Versicherungs- 
träger und der Verbindungsstellen und schreibt die 
gegenseitige Unterrichtung über die rechtserheblichen 
Tatsachen sowie den Austausch der erforderlichen 
Beweismittel vor. 

Artikel 4 regelt Näheres über Bescheinigungen vor 
allem für in den anderen Vertragsstaat entsandte Arbeit- 
nehmer. 

Auf Grund des Arti kels 5 können Geldleistungen in den 
anderen Vertragsstaat entweder über eine dort befind- 
liche Verbindungsstelle oder unmittelbar an den Empfän- 
ger ausgezahlt werden. 

Die Artikel 6 und 7 enthalten Bestimmungen für die 
Krankenversicherung. 

Artikel 6 regelt die Überprüfung der Arbeitsunfähigkeit, 
wenn Geldleistungen (Krankengeld) bei Aufenthalt im 
anderen Vertragsstaat in Anspruch genommen werden. 

Artikel 7 bestimmt, dass bei der Inanspruchnahme von 
Sachleistungen im anderen Vertragsstaat der Versicherte 
eine Bescheinigung seiner Krankenversicherung vorzu- 
legen hat. 

Die Artikel 8 bis 10 enthalten die besonderen Vor- 
schriften für die Unfallversicherung. 

Artikel 11 bestimmt, in welcher Weise die tschechi- 
schen Versicherungszeiten bei der Zusammenrechnung 
für die Prüfung des Leistungsanspruchs nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften und die deutschen Versiche- 
rungszeiten bei der Zusammenrechnung für die Prüfung 
des Leistungsanspruchs nach den tschechischen 
Rechtsvorschriften im Bereich der Rentenversicherung 
umzurechnen sind. 

Artikel 12 enthält eine Regelung über den Austausch 
von Statistiken über die in den anderen Vertragsstaat vor- 
genommenen Rentenzahlungen. 

Arti kel 13 enthält die üblichen Schlussbestimmungen. 
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